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Editorial

Für eine bilaterale, souveräne Schweiz
Liebe Freisinnige,

Die kommenden Jahre werden für das 
Verhältnis zwischen unserer Schweiz 
und der Europäischen Union sehr ent-
scheidend. Die Beziehungen und das 
dazugehörige Vertragswerk sind kom-
pliziert, was Anlass für viel Polemik 
gibt. Wichtig ist, dass man sich sach-
lich die Fakten anschaut und die Vor-
teile erkennt.

Antreten für die Zukunft
Die konservativen Kräfte der Schweiz 
verpassen keine Gelegenheit, um den 
Untergang der Schweiz heraufzube-
schwören. Auf konstruktive Vorschlä-
ge von dieser Seite wartet man verge-
bens. Gleichzeitig macht sich Verun-
sicherung breit, weil sich niemand 
traut, den Nutzen und die Wahrheit der 
Bilateralen herauszustreichen. Unsere 
Aufgabe als Freisinnige ist es, hier 
konstruktiv in die Diskussion einzu-
steigen und Fakten auf den Tisch zu 
bringen. Die FDP ist die Garantin des 
Erfolgsmodells Schweiz, und wir tre-
ten an, um dieses für die Zukunft der 
Schweiz und unserer zukünftigen Ge-
nerationen zu sichern. Es hilft nicht, 

die Realität ignorieren zu wollen – wir 
müssen uns dieser offen stellen und 
eine Abwägung im Interesse der 
Schweiz treffen. Nur so kommen die 
Schweiz und ihre Bevölkerung weiter. 

Innovations-Hotspot bleiben
Fakt ist, dass die Schweiz eine Export-
nation ist. Unsere Arbeitsplätze und 
unser Wohlstand basieren auf Export: 
Allein 2017 gingen Produkte für fast 
110 Milliarden Franken ins Ausland 

– 53 Prozent davon in EU-Staaten. Ein 
Grossteil davon geht wiederum in die
direkt angrenzenden Regionen wie
Baden-Württemberg.

Der Freihandel lässt Schranken 
wegfallen, fördert enge Kooperation 
zwischen unseren Wirtschaftsregionen 
und Bildungsstätten und sorgt für In-
novation und Rechtssicherheit. Dieses 
Klima macht die Schweiz und die an-
grenzenden Regionen zu einem Hot-
spot der Wettbewerbsfähigkeit und der 
Innovation. Ermöglicht haben uns dies 
auch die bilateralen Verträge. Konser-
vative Schätzungen zeigen, dass das 
BIP pro Kopf ohne die Bilateralen 
heute um 5,7 Prozent tiefer wäre. Das 
ist jedes Jahr viel Geld für jede 
Schweizerin und jeden Schweizer.

EU-Beitritt kommt nicht in Frage
Als kleines Land mit kleinem Binnen-
markt sind wir mehr als andere Länder 
auf den Aussenhandel angewiesen. 
Unsere wichtigsten Handelspartner 
sind unsere direkten Nachbarn. Wir 
sind stark vernetzt, profitieren vonein-
ander und bilden den Wirtschafts- und 
Innovationsmotor des ganzen Konti-
nents. Lassen wir die Bilateralen fal-

len, ziehen wir uns in ein Schnecken-
haus zurück und vergeben die Chance, 
weiterhin aktives und vernetztes Kern-
stück eines einmaligen Wirtschafts- 
und Innovationsraumes zu sein.

Die bilateralen Verträge bescheren 
der Schweiz entsprechend Arbeitsplät-
ze, Wohlstand und Rechtssicherheit 
durch Teilhabe am grössten Binnen-
markt der Welt. Wer seine Augen auf 
das grosse Ganze richtet, erkennt: Die 
Bilateralen Verträge bringen uns die 
Vorteile des Europäischen Binnen-
marktes, ohne dass wir der EU beitre-
ten müssen. In einem sich verändern-
den Umfeld müssen Verträge aber 
auch an neue Gegebenheiten ange-
passt werden. Deshalb gilt es nun, die 
bilateralen Verträge zum Vorteil der 
Schweiz weiterzuentwickeln, um die-
sen wichtigen Teil des Erfolgsmodells 
Schweiz langfristig zu sichern. An 
unserer Souveränität darf sich aber 
auch mit der Weiterentwicklung der 
Bilateralen nichts ändern: Die Schweiz 
ist und bleibt eigenständig; ein Beitritt 
zur EU kommt nicht in Frage. So ein-
fach ist das.

Erfolgsmodell bilaterale, 
souveräne Schweiz 
Wenn wir weiterhin stark und souve-
rän bleiben wollen, sind wir auf Aus-
tausch und Vernetzung angewiesen. 
Erst Protektionismus und Abschottung 
werden uns nämlich in einen Zustand 
der Abhängigkeit treiben. Der bilate-
rale Weg verschafft uns den enorm 
wichtigen Zugang zum EU-Binnen-
markt, ohne dass wir EU-Mitglied sein 
müssen. Ein Ende des bilateralen Wegs 
liesse der Schweiz nur noch zwei Op-
tionen: Den EU-Beitritt oder die völli-
ge Isolation – beides wollen wir nicht!

Stehen wir also für die Bilateralen 
ein. Seien wir mutig, öffnen unsere 
Augen, nehmen die Herausforderung 
selbstbewusst an, und gehen wir als 
Schweiz gemeinsam in eine Zukunft, 
die uns Chancen bietet. Schreiben wir 
weiter am Erfolgsmodell einer bilate-
ralen, souveränen Schweiz. 

Ihre Petra Gössi

Petra Gössi

Handelsvolumen (Exporte und Importe) der Schweiz (2016)

52%

48%

Das handelspolitische Gewicht der EU für die Schweiz

Anteil Aussenhandel Schweiz - EU (2016)

Anteil Aussenhandel Schweiz - übrige Welt (2016)

Quelle: Swiss-Impex

Der schweizerische Anteil des Aussenhandels der EU betrug 2016 starke 8 Prozent. Umgekehrt betrug der Anteil der EU am gesamten 
Aussenhandel der Schweiz 2016 52 Prozent und ist 2017 sogar noch gestiegen (53 Prozent). Die Weiterentwicklung des bilateralen Wegs mit 
der EU liegt in unserem vitalen Interesse.
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Aus dem Fraktionsseminar

Ein klares Bekenntnis zum bilateralen Weg
Die FDP will beim Europa-Dossier weiterhin die Zügel in der Hand behalten. Darum hat sich
die FDP-Liberale Fraktion in den vergangenen Monaten eingehend mit dem Verhältnis der Schweiz
zur EU beschäftigt und die wichtigsten Eckpunkte am gemeinsamen Fraktionsseminar definiert.
Diese «Auslegeordnung» stelle ich Ihnen hier kurz vor.

Beat Walti, Nationalrat ZH,
Fraktionspräsident

Für die FDP ist der Fall klar: Der bi-
laterale Weg ist eine Erfolgsgeschichte.
Trotzdem werden wir uns in den nächs-
ten Monaten mehrmals mit Vorlagen
aus «Abschotter»-Kreisen auseinan-
dersetzen müssen. Im Hinblick auf
diese Debatten hat die FDP-Liberale
Fraktion beschlossen, sich an ihrem
jährlichen Fraktionsseminar intensiv
mit der Weiterentwicklung der bilate-
ralen Beziehungen mit der EU zu be-
fassen. Das Ziel war klar: Wir wollen
wegkommen von einer passiven Posi-
tionierung gegenüber der EU und in
Zukunft aufzeigen, welche Prioritäten
und Forderungen die FDP aktiv setzt.
Zu diesem Zweck hat die Fraktion di-
verse Experten aus Wirtschaft und Wis-
senschaft eingeladen. Im Austausch
mit ihnen und Aussenminister Ignazio
Cassis konnte eine gute Grundlage er-
arbeitet werden, die dazu diente, die
Themen Personenfreizügigkeit (PFZ),
institutionelle Fragen und Schengen/
Dublin vertieft zu diskutieren.

Personenfreizügigkeit
Im Austausch mit Swissmem-Präsi-
dent Hans Hess wurde rasch klar, dass
der freie Personenverkehr nicht nur der
Schweizer Bevölkerung im Ausland
Chancen bietet, sondern ein unver-
zichtbares Instrument für das Funktio-
nieren unserer Wirtschaft darstellt. Mit
der PFZ haben unsere Unternehmen
unbürokratisch Zugang zu dringend
benötigten Fachkräften. Klar ist aber
auch, dass die Bedenken der Bevölke-
rung im Hinblick auf die Zuwande-
rung ernst genommen werden müssen.
Das hat uns die Annahme der MEI
deutlich gezeigt. Daher ist der be-
schlossene Inländervorrang konse-
quent umzusetzen. Dieser braucht aber

Zeit, bis er die volle Wirkung erzielen
kann. Hier sehen wir vor allem die
Wirtschaft in der Verantwortung, die
das inländische Potenzial bestmöglich
ausnutzen muss. Unbestritten war die

ablehnende Haltung zur kürzlich lan-
cierten Begrenzungsinitiative, welche
die PFZ abschaffen will – und damit
die Bilateralen «opfern» würde.

Institutionelle Fragen
In der festgefahrenen Debatte zu
einem institutionellen Rahmenabkom-
men braucht es einen Neustart und
eine nüchterne Auslegeordnung. Die
Auslegeordnung über institutionelle
Fragen, auch mit Bundesrat Ignazio
Cassis, Prof. Dr. Michael Ambühl und
Dr. Stefan Kux, zeigte klar, dass die
politische Diskussion zu den Bilatera-
len zu stark von ideologischen Graben-
kämpfen geprägt ist, obwohl eigent-
lich alle das gleiche Ziel verfolgen:
den bestmöglichen Marktzugang zum

Binnenmarkt auch unter sicher verän-
dernden Rahmenbedingungen zu si-
chern. Die diesbezüglichen Forderun-
gen umfassen auch die Souveränität im
(direkt-)demokratischen Rechtsset-
zungsverfahren inklusive Referendum.
Darum kommt für die Fraktion nur
eine «dynamische», aber keine «auto-
matische» Rechtsübernahme in Frage.

Damit der Marktzugang langfristig
gesichert bleibt, brauchen wir eine
bessere Regelung der Zusammenarbeit
mit der EU über u. a. eine klar definier-
te Streitbeilegung. Denn auf Macht-
spiele wie die gezielte politische Blo-
ckierung der Aktualisierung gewisser
Abkommen können wir in Zukunft
getrost verzichten.

Schengen/Dublin
Zu guter Letzt hat sich die Fraktion
auch deutlich zu Schengen/Dublin be-
kannt. Unter der Leitung von Staatsrat
Pierre Maudet wurde die Kosten-Nut-
zen-Analyse des Abkommens noch-
mals vertieft überprüft und klar ein
positiver Nutzen festgestellt wurde. Es
gewährleistet unsere Sicherheit und
den Zugriff auf wichtige europäische
Kriminal-Datenbanken. Zudem ver-
hindert es, dass die Schweiz von Asyl-
suchenden überrannt wird und wir
Hunderttausende von Zweit-Asylge-
suchen abarbeiten müssten – vom un-
klarenVollzug ganz zu schweigen. Der
vereinfachte Grenzübertritt ist auch
ein fundamentales Element für den un-
komplizierten wirtschaftlichen Aus-
tausch mit unseren Nachbarländern
und dem Rest der EU. Um Schengen/
Dublin nicht zu gefährden, muss die
EU-Waffenrichtlinie so unbürokra-
tisch wie möglich umgesetzt werden.
Die Fraktion hat sich darum erneut
dafür ausgesprochen, im Parlament
den bestehenden Umsetzungsspiel-
raum maximal auszuloten.

Beat Walti

Das Resultat des Seminars: Die FDP hält klar am bilateralen Weg fest.
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Interview mit Bundesrat Ignazio Cassis

«Eine automatische Rechtsübernahme
kommt nicht in Frage»
Vor einem halben Jahr hat Aussenminister Ignazio Cassis sein Amt angetreten. Im grossen
«Freisinn»-Interview zieht er eine erste Bilanz und spricht über seinen Schlaf, rote Linien und die
Weiterentwicklung der bilateralen Verträge.

Der mediale Rummel um die Europa­
politik ist gross – Sie haben ein aus­
gesprochen schwieriges Dossier
übernommen. Wie gut schlafen Sie da
noch?
Ich habe immer gut schlafen können
und bin dankbar, dass es so ist. Das
erlaubt es mir, unter Stress starke Ner-
ven zu behalten.

Oft wurde gefordert, die Schweiz
habe gegenüber der EU endlich mit
einheitlicher Stimme zu sprechen und
selbstbewusster aufzutreten. Stimmt
die Richtung jetzt?
Ja, tatsächlich gab es in den letzten
Jahren eine Konfusion in der öffentli-
chen Debatte, aber auch ein zuneh-
mendes Misstrauen – was wollen wir
überhaupt? Das war die Anfangs-
arbeit: Klarheit zu schaffen über das,
was wir wollen und über das, was wir
nicht wollen.

Ziehen Sie ein positives Fazit Ihrer
ersten Monate im Amt?
Durchaus. Die ersten 100 Tage waren
sehr intensiv: Der wichtigste Test im
EU-Dossier war die erste Sitzung des
Bundesrates zu diesem Thema am
31. Januar, wo es darum ging, diese
Hürde entweder zu überwinden oder
direkt mit der Nase dagegenzulaufen.
Heraus kam zum Glück Ersteres. Wei-
tere Sitzungen haben es dann erlaubt,
Licht ins Dunkel zu bringen und fest-
zulegen, wohin der Weg führen soll.

Provokativ gefragt: Können wir nicht
auch ohne bilateralen Weg leben?
Natürlich können wir. Aber: Wir müs-
sen uns bewusst sein, welche Auswir-
kungen das auf die Arbeitsplätze und
den Wohlstand in der Schweiz hätte.
Fakt ist: Handelsbeziehungen sind
dann prosperierend, wenn sie sicher

und voraussehbar sind – das bedeutet
Verträge. Etwa zwei Drittel unseres
ganzen Handelsaustauschs mit der EU
läuft über Deutschland, Frankreich
und Italien. Wir haben diese Handels-
beziehung bisher erfolgreich über die

bilateralen Verträge geregelt. Nun
steht die Welt aber nicht still. Sie dreht
sich weiter, und damit entwickeln sich
auch dieseVerträge. Wie wir dieseVer-
träge «updaten» – das ist die berühmte
«institutionelle Frage».

Wir brauchen also diesen institutio­
nellen Mechanismus wegen der
Rechtssicherheit? Welche Vorteile
erhofft sich die Schweiz davon?
Es geht um die bestmögliche Wirt-
schaftsintegration bei geringstmögli-

chem Souveränitätsverlust. Der Bun-
desrat hat den bilateralen Weg bestätigt
– wir wollen aber nicht die vollständi-
ge Teilnahme auf dem EU-Binnen-
markt, weil wir dann zu viel Souverä-
nität verlieren würden.

Welchen Eindruck haben Sie von den
bisherigen Verhandlungen gewon­
nen? Finden die Verhandlungen auf
Augenhöhe statt?
Technisch gesehen ja; das sind auf bei-
den Seiten Spezialisten. Politisch gibt
es natürlich einen Unterschied: Die
EU ist ein 520-Millionen-Menschen-
Markt, wir sind 8,5 Millionen. Macht-
politik spielt in unserer Welt eine im-
mer grössere Rolle. Grosse Staaten
brauchen notfalls keine multilateralen
Abkommen: Die USA, die Türkei,
Russland oder China müssen nicht ge-
schützt werden. Sie sind gross genug,
um ihre Macht auszuspielen. Die
Schweiz ist das nicht. Sie hat immer
profitiert vom Rechtsschutz der multi-
lateralen Abkommen. Und wir brau-

Die Uhr rechts im Bild zeigt die Uhrzeit in italienischer Sprache und steht für die Tessiner Heimat.

«Ein Freihandelsabkommen nimmt nur
Zollhürden weg. Es ist nicht vergleichbar mit
einem bilateralen Abkommen.»
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chen kluge rechtliche Beziehungen,
damit wir soweit wie möglich in Ruhe
und Wohlstand leben können.

Es besteht einige Verwirrung um
die Begriffe dynamische bzw. auto­
matische Rechtsübernahme und den
Streitbeilegungsmechanismus.
Was bedeutet das, müssen wir um
unsere Eigenständigkeit bangen?
Bestmöglichen wirtschaftlichen
Marktzugang erreichen wir mit zweck-
mässigen Verträgen in verschiedenen
Sektoren. Die institutionelle Frage be-
trifft zwei Dinge: Wollen wir gleich
lange Spiesse im Schweizer und im
EU-Binnenmarkt, damit wir im glei-
chen Fussballspiel spielen? Und: Wie
regeln wir Streitigkeiten?

Wenn die Schweiz sich nicht an die
Standards der EU anpasst, hat sie ein
Wettbewerbsproblem. Für die Anpas-
sung an die Rechtsentwicklung inner-
halb der EU gibt es zwei Varianten.
Variante A: automatische Rechtsüber-
nahme – ausgeschlossen, kommt nicht
in Frage. Wir wollen grösstmögliche
Souveränität. Variante B: dynamische
Übernahme – das ist der Weg, für den
wir uns jetzt entschieden haben. Das
heisst: Wird eine Richtlinie in der EU
angepasst, kommt das Thema auch in
den Bundesrat, der es aufVerordnungs-
oder Gesetzesebene anpasst. Er muss
nicht – er darf das tun. Wenn er nicht
will, macht er es nicht. Danach ent-
scheidet das Parlament, und dagegen
kann das Referendum ergriffen werden.
Am Schluss wird die Schweizer Bevöl-
kerung Ja oder Nein sagen zu dieser
Rechtsanpassung. Wenn sie Ja sagt,
sind die Fussballspielregeln gleich.
Wenn sie Nein sagt, darf die EU Aus-
gleichsmassnahmen fassen, die verhält-
nismässig sein müssen. Beispielsweise
kann sie sagen: «Dieses Schweizer
Produkt entspricht den neuen EU-Re-
geln nicht, es darf nicht mehr auf dem
EU-Binnenmarkt verkauft werden.»

Bei der Streitbeilegung geht es dar-
um, was passiert, wenn ein Schweizer
Produzent das Gefühl hat, er könne
sein Produkt zu Unrecht in Deutsch-
land nicht verkaufen. Bei einer solchen
Streitigkeit gibt es heute keinen aus-
sichtsreichen Rechtsweg. Das institu-
tionelle Abkommen kann das ändern.
Die Frage ist dann, wer entscheidet
wie und was? Und hier kommt die gan-

ze Diskussion der Streitschlichtung
mit einem Schiedsgericht.

Warum ein Schiedsgericht?
Weil jede Seite ihr Landesrecht selber
auslegen will: Niemand will fremde
Richter haben! Aber in einem bilatera-
len Vertrag hat es auch gemischtes
Recht, also Recht, das durch ein bila-
terales Abkommen erst entsteht. Wer
soll hier nun also zuständig sein? Die
Schweiz? Nein, das will die EU nicht.

Die EU? Nein, das wollen wir nicht.
Also brauchen wir einAd-hoc-Gericht,
das die Zuständigkeit klärt: Ein Richter
aus der Schweiz, ein Richter aus der
EU und ein dritter, der weder aus der
Schweiz noch aus der EU stammt.

Haben Sie schon eine Vorstellung
davon, wie das funktionieren könnte?
Ja, wir haben gute Erfahrungen mit
solchen Schiedsgerichten in den Han-
delsbeziehungen zwischen Staaten –
das ist ein Standardinstrument bei den
Freihandelsabkommen weltweit, bei-
spielsweise im Rahmen der WTO.

Wie weit sind Sie in den Verhand­
lungen bereit zu gehen? Was kann die

Schweiz von der EU verlangen –
und wann ist es Zeit zu sagen: «Nein
danke, ohne uns?»
Nein sagen wir, wenn unsere roten Li-
nien überschritten sind. Wenn Sie eine
Verhandlung eingehen für den Kauf
einesAutos, definieren Sie rote Linien:
Die Farbe ist egal, doch maximal zah-
le ich 20 000 Franken. Wenn der Ver-
käufer dann 21000 Franken will, las-
sen Sie es sein. Wir haben rote Linien
bei der Personenfreizügigkeit. Ebenso

bei der Übernahme der Unionsbürger-
richtlinien – das wollen wir nicht. Har-
monisierung der Sozialversicherungen
– wollen wir nicht. Und schliesslich
haben wir «Essentials» definiert: Wir
sind bereit, darüber zu sprechen, haben
aber klare Vorstellungen der Limiten,
etwa bei den staatlichen Beihilfen.

Das Abkommen ist interessant,
wenn es die roten Linien respektiert
und beide Seiten profitieren. Wir su-
chen jetzt diesen Weg. Und gleichzeitig
überlegen wir: Was ist der Plan B, falls
es uns nicht gelingt? Ich glaube, es ist
nicht obligatorisch, ein Abkommen zu
haben. Es ist aber sehr wünschenswert.
Irgendwann müssen wir zum Fazit
kommen und sagen «take it or leave it»

– und es geht vor Bundesrat, Parla-
ment, Volk. Was passiert, wenn wir
Nein sagen? Welche Wirkung hätte das
auf unseren Wohlstand? Alles hat sei-
nen Preis – wie hoch der wäre, wissen
wir heute noch nicht genau.

Die SVP hat vorgeschlagen, sich
anstelle der Bilateralen auf ein Frei­
handelsabkommen mit der EU zu
beschränken. Was halten Sie davon?
Das bilaterale Abkommen – eine par-
tielle Binnenmarktbeteiligung – be-
deutet, wir haben einheitliche Regeln
und Standards. Wenn ich also Toaster
produziere, nehme ich Schrauben aus
Deutschland, Plastik aus Frankreich,
Stromkabel aus Italien. Das funktio-
niert heute, weil wir teilweise in den
EU-Binnenmarkt integriert sind. Wenn
wir nur einen Freihandel hätten, dann
könnten wir unsere Produkte ohne
Zollhürden in diesen Ländern verkau-
fen – aber wir wären nicht Teil des
gleichen Marktes. Die Stromkabel aus
Italien würden nicht zu den restlichen
Bauteilen passen und für jedes Land
würden zusätzliche Anpassungspro-
zesse und Kosten anfallen.Vereinfacht
gesagt ist ein Binnenmarkt wie eine
Fabrik: Jedes Land ist eine Abteilung.
Jede Abteilung ist unterschiedlich,
aber das Produzierte passt am Schluss
zusammen. Ein Freihandelsabkom-
men nimmt die Zollhürden weg, aber
nicht mehr als das. Es ist nicht ver-
gleichbar mit einem bilateralen Ab-
kommen für einen Binnenmarkt.

Welche Rolle der Schweizer Bevöl­
kerung (oder der Wirtschaft)
wünschen Sie sich für die weiteren
Verhandlungen?
Die Wirtschaft habe ich mehrmals per-
sönlich klar aufgefordert zu sagen,
was sie will. Der Bundesrat hat seine
Aufgabe erledigt: Beispielsweise will
er kein Finanzdienstleistungsabkom-
men. Nun muss die Wirtschaft das
Gleiche tun: Sie soll klipp und klar
sagen, was sie will, wozu sie steht,
welche roten Linien zu ziehen sind.
Dann haben wir die beste Ausgangs-
position gegenüber der EU.

Die EU hat es übrigens sehr ge-
schätzt, dass die Regierung in der
Schweiz jetzt für Klarheit sorgt. Das
schafft klare Verhältnisse für die Ver-
handlungen.

Voller Einsatz für die Schweiz: Auf dem Hammer steht die Inschrift «Ich stelle mich als
Schmied in Ihren Dienst».

«Ein Binnenmarkt ist wie eine Fabrik:
Jedes Land ist eine Abteilung. Jede Abteilung
ist unterschiedlich, aber das Produzierte
passt am Schluss zusammen.»
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Unsere Wirtschaft und die Bilateralen

EU-Marktzugang: matchentscheidend
Wie wichtig sind die bilateralen Verträge für die Schweiz? Philip Mosimann kennt die Schweizer 
Industrie aus langjähriger Erfahrung als CEO und Verwaltungsrat. Er weiss: Rechtssicherheit und ein 
verlässlicher Zugang zum EU-Binnenmarkt sind für Schweizer Firmen matchentscheidend. 

Philip Mosimann, VR-Präsident 
Bucher Industries und Uster 
Technologies sowie VR-Mitglied 
Conzzeta, Bobst, Ammann Bau-
maschinen und Vanderlande/NL 

Die Fakten sprechen für sich: Die 
Schweizer MEM-Industrie mit über 
325 000 Beschäftigten produzierte 
2017 Waren und Dienstleistungen im 
Wert von 84 Milliarden Franken mit 
einem Exportanteil von 80 Prozent 
oder 67 Milliarden. Davon gehen 40 
Mia. oder 60 Prozent in die EU. Nach 
Baden-Württemberg exportieren wir 
mehr als in die USA. Zudem liegt für 
viele Firmen der EU-Anteil deutlich 
über diesem Durchschnittswert, bei 
Bucher Industries z. B. sind es über 80 
Prozent. Damit ist die eingehende Fra-
ge eigentlich schon beantwortet. 

Fundament des Exporterfolgs 
Unser Heimmarkt ist für die meisten 
Firmen zu klein, um davon existieren 
zu können. Zudem ist die Schweiz ein 
teurer Standort – das wird sich nicht 
ändern. Diesen an sich ungünstigen 
Faktoren begegnet die Industrie seit 
Jahrzehnten sehr erfolgreich. Dies tut 
sie mit Zuverlässigkeit, Effizienz, 
Kreativität und Innovation sowie der 
Tüchtigkeit und Arbeitsmoral der Be-
legschaft. Hinzu kommen gute politi-
sche Rahmenbedingungen: ein hervor-
ragendes duales Bildungssystem, aus-
gezeichnete Infrastruktur, von aussen 
bewunderte Lebensbedingungen, ein 
ermutigendes Investitionsklima auch 
dank tiefen Unternehmenssteuern und 
vieles mehr. Auf diesem Fundament 
baut der langjährige Erfolg im Export. 

Ungehinderter Marktzugang –  
eine zwingende Notwendigkeit 
Die Bilateralen sind für viele Leute ein 
abstrakter Begriff. Im Kern geht es um 
die einfache Abwicklung von grenz-
überschreitenden Geschäften mit beid-

seits anerkannten, möglichst einfachen 
Spielregeln und gleich langen Spies-
sen im Konkurrenzkampf mit Firmen 
aus der EU. Diese Spielregeln sind für 
alle Firmen jeder Grösse wichtig, aber 
für KMUs sind sie sogar existentiell. 
Sie haben weder das Know-how noch 
die Mittel, um all die bürokratischen, 
teils protektionistischen Hindernisse 
– Zulassungen, Zertifikate, Normen 
etc. – mit vernünftigem Aufwand zu 
bewältigen. Auch kann nicht jedes 
KMU so einfach Zweigniederlassun-

gen in einem EU-Land aufbauen und 
dann erfolgreich führen. Die Schweiz 
hat in jahrelangen Verhandlungen sehr 
gute Spielregeln ausgehandelt, die an-
gesichts des Brexit heute wohl nicht 
mehr in dieser Form zu haben wären. 
Diese realen Vorteile für unsere Fir-
men und Arbeitsplätze ohne Not auf-
zugeben, wäre ein fatales Eigengoal.

Weiterentwicklung der bilateralen 
Verträge – Rechtssicherheit
Wer sich nicht weiterentwickelt, bleibt 

stehen und fällt später zurück. So 
funktioniert die Wirtschaft, das gilt 
aber auch für Verträge zwischen Staa-
ten oder mit Staatengemeinschaften 
wie der EU. Wenn sich Firmen nun 
nicht mehr sicher sein können, ob die 
vereinbarten Spielregeln in Zukunft 
noch gelten werden, entsteht Rechts-
unsicherheit, was die Unternehmen 
lähmt. So werden Investitionen hin-
ausgeschoben, wichtige Projekte auf 
Eis gelegt, und eine abwartende Ein-
stellung ersetzt die zukunftsorientierte 
Unternehmensführung. Das sind keine 
guten Aussichten. 

Wie weiter?
Wir müssen wissen, welche Spiel
regeln in der Zukunft gelten. Heute 
haben es die Gegner der bilateralen 
Verträge einfach, indem sie mit un
sinnigen Behauptungen die Zukunft 
schwarzmalen. Verhandlungen sind 
nicht das Diktat einer Partei, sondern 
ein ausbalanciertes Resultat von Geben 
und Nehmen. Lassen wir deshalb unse-
ren Aussenminister die Verhandlungen 
zu Ende führen. Dann wissen wir, was 
wirklich «drin» steht und können das 
Resultat sachlich beurteilen. Wir wol-
len ungehinderten Marktzugang und 
gemeinsame Spielregeln; was wir nicht 
wollen, ist Rechtsunsicherheit. Des-
halb brauchen wir ein Rahmenabkom-
men, das vor dem Volk eine Chance hat.

Philip Mosimann

Der Nutzen der Bilateralen veranschaulicht: Das Handelsvolumen Baden-Württembergs 
beträgt fast die Hälfte des Handels mit den USA, das mit der Lombardei entspricht etwa 
jenem mit Japan. Selbst der Handel mit Vorarlberg ist massiv grösser als jener mit dem 
grossen Südafrika.� QUELLE: SWISS-IMPEX

Unser Wirtschafts- und Innovationsraum
Das Handelsvolumen (Importe und Exporte) der Schweiz
mit den angrenzenden Regionen (2016, in Mrd. CHF)

Zum Vergleich: Handelsvolumen mit Drittstaaten (in Mrd. CHF)

USA 60,5 Indien 15,8 Russland 3,7

China 39,1 Japan 11,5 Südafrika 1,8
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Notre sécurité a un nom: Schengen/Dublin
Que ce soit en tant que conseiller d’État en charge de la sécurité à Genève, canton frontalier avec
100 kilomètres de frontière commune avec la France, mais aussi et surtout en tant que président de
la conférence des Chefs des Départements de justice et police. Je constate au quotidien à quel point
les accords de Schengen/Dublin sont d’une importance capitale pour la sécurité de notre pays.

Pierre Maudet,
Conseiller d’État GE

Alors que certains affirment que
l’abandon de Schengen/Dublin est un
préalable nécessaire au rétablissement
de notre souveraineté et de notre sécu-
rité passée, je prétends que rien n’est
plus faux. Pour la simple et bonne rai-
son que celle-ci ne serait que de fa-
çade. Par ailleurs, à moins de construire
un mur tout le long de la frontière, une
telle décision serait contre-productive
et ferait de notre pays le ventre mou
de l’Europe en matière de sécurité pu-
blique. Un comble.

En effet, les avantages des accords
de Schengen/Dublin sont de loin
supérieurs aux inconvénients. Des
exemples? En matière de sécurité, les
banques de données SIS, VIS et Euro-
dac qui permettent une coopération
policière au niveau européen et évitent
à notre pays de devenir la base arrière
de la criminalité. En matière d’asile,
le fait qu’un requérant ne peut déposer
qu’une seule et unique demande
d’asile à l’intérieur de ce qui constitue
l’Espace Dublin, empêche ainsi notre
pays d’être un recours lorsqu’un de
nos voisins refuse d’accorder l’asile à
un requérant. Bref, ces accords nous
évitent d’être sourds et aveugles sur la
gestion des flux migratoires mais aus-

si et surtout en matière de lutte contre
le terrorisme.

Economiquement essentiels
La question du coût économique se
pose également. Pour rappel, le
Conseil Fédéral a récemment relevé
que le retrait de la Suisse de ces ac-
cords engendrerait à l’horizon 2030
une perte de revenu annuelle située
entre 4,7 et 10,7 milliards de francs
pour l’économie suisse, ce qui corres-
pond à une baisse de 1,6% à 3,7% du
PIB. Ainsi que des coûts annuels sup-
plémentaires estimés entre 400 et 500
millions de francs sans garantie d’un
meilleur résultat.

De la même manière que la libre-
circulation des biens et des personnes
engendre accessoirement des impairs

négatifs, que nous devons corriger à
travers les mesures d’accompagne-
ments, les accords de Schengen/Du-
blin en amènent également. Ils sont
cependant bien moindres que leurs
aspects positifs qui font que notre pays
est aujourd’hui un îlot de prospérité en
Europe.

Pour un pays stable et prospère
La meilleure réponse que nous pou-
vons donner est le renforcement des
effectifs et des moyens du corps des
gardes-frontières, ainsi qu’améliorer
la coopération entre les différentes
forces de sécurité de notre pays. Ce
n’est qu’à ce prix que nous parvien-
drons à conserver à notre pays la sta-
bilité, la tranquillité et la qualité de vie
que le monde entier nous envie.

«Quitter Schengen/
Dublin? Une décision
contre-productive,
à moins de construire
un mur tout le long
de la frontière.»

Schengen/Dublin kurz erklärt
Schengen
K Gut für Wirtschaft und Tourismus:

Das Schengen-Abkommen erleich-
tert die Mobilität von Personen und
Waren zwischen der Schweiz und
der (EU) durch die Aufhebung von
Personenkontrollen an den Bin-
nengrenzen.
– Täglich queren 1,3 Millionen Per-

sonen und 700 000 Fahrzeuge die
Schweizer Grenzen – ohne Zeit-
verlust.

– Der Wegfall des Abkommens
hätte rigide Grenzkontrollen zur
Folge, was jährlich bis zu 3,2
Mrd. Franken kosten, aber nicht
wesentlich mehr Sicherheit brin-
gen würde.

K Kontrolle ist gegeben: Bei konkre-
tem Verdacht wird trotzdem kont-
rolliert – hier ist v. a. das europa-
weite Fahndungssystem SIS sehr

hilfreich. Personen können frei
reisen; Kriminelle werden dank
Datenbank und Informationsaus-
tausch aus dem Verkehr gezogen.
Das Fahndungssystem verbucht
pro Jahr rund 15 000 Fahndungs-
treffer (41 pro Tag).

Dublin
K Asylchaos wird verhindert: Das

Dubliner Abkommen stellt sicher,
dass ein Asylgesuch nur von einem
Staat im Dublin-Raum geprüft
wird. So wird verhindert, dass
Asylsuchende von Staat zu Staat
reisen und nach Ablehnung ihres
Gesuchs in anderen Staaten ein
Neues einreichen.
Eine Flut an Zweitgesuchen würde
jährlich bis zu 1,1 Mrd. Franken
kosten.

K Schweiz profitiert: Dank Dublin
kann die Schweiz viel mehr Asyl-
migranten in einen anderen Dub-
lin-Staat zurückschaffen, als sie
aufnehmen muss (Verhältnis 5:1).

Mitspracherecht
Die Schweiz hat ein umfassendes
Mitspracherecht bei Schengen/Dub-
lin und kann auf allen Ebenen den Ge-
setzgebungsprozess beeinflussen.

Einsparungen
Durch Schengen/Dublin hat die
Schweiz zwischen 2012 und 2016 bis
zu 270 Mio. Franken eingespart – pro
Jahr. Durch eine Kündigung würde die
Schweizer Volkswirtschaft jährlich
zwischen 4,7 bis 10,7 Mia. Franken
verlieren.

Pierre Maudet
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Personenfreizügigkeit

Die Kündigungsinitiative und ihre Folgen
Die Kündigungsinitiative zielt direkt darauf ab, die Personenfreizügigkeit und die Bilateralen I auf-
zukünden. Damit soll die Zuwanderung besser gesteuert werden können. Das Problem: Die Initiative
präsentiert Scheinlösungen, ohne aber die eigentlichen Probleme im Migrationsbereich anzugehen.

Hansjörg Brunner,
Nationalrat TG

Petra Gössi hat im Editorial davon ge-
sprochen: Die Schweiz und die an-
grenzenden Regionen, das ist ein gros-
ser und grenzüberschreitend vernetzter
Innovationsraum, in welchem ein en-
ger Austausch von Menschen, Dienst-
leistungen und Gütern stattfindet. In
einer immer mobileren Gesellschaft ist
es für viele Menschen normal gewor-
den, für eine begrenzte Zeit im Aus-
land zu arbeiten oder zu studieren. Fast
eine halbe Million Schweizerinnen
und Schweizer lebte, arbeitete, studier-
teAnfang 2018 im EU/Efta-Raum. Sie
können dank demAbkommen über die
Personenfreizügigkeit (PFZ) unkom-
pliziert in einem EU-Land eine Arbeit
aufnehmen oder sich an einer Univer-
sität anmelden. Umgekehrt sind es
über 1,3 Millionen EU-Bürger, die
heute in der Schweiz leben, hier arbei-
ten und zu unserem Wohlstand direkt
beitragen. Wir wollen die freie Mobili-

tät im Interesse der Schweizerinnen
und Schweizer erhalten.

Initiative will Personen-
freizügigkeit künden
Eine Kündigung der Personenfreizü-
gigkeit, von der alle Menschen in der
Schweiz profitieren, hätte einen hohen
Preis, da wir entlang unserer Landes-
grenzen eine künstliche Mauer hoch-
ziehen würden. Die Folgen wären
nicht nur für die einzelnen Bürgerin-
nen und Bürger spürbar, sondern auch

für die Wirtschaft, die dank dem PFZ
vereinfacht Dienstleistungen im Aus-
land erbringen kann. Noch deutlich
dramatischereAuswirkungen hätte der
Wegfall der restlichen sechs Abkom-
men aus dem ersten bilateralen Paket,
die alle miteinander verknüpft sind. Es
ist schlicht verantwortungslos, die für
die Schweiz enorm wichtigen Bilate-
ralen I leichtfertig aufs Spiel zu setzen.

PFZ hat keine negativen
Auswirkungen
Die Initianten begründen ihr Begehren
mit dem Argument, die Zuwanderung
besser kontrollieren zu wollen. Das ist
fadenscheinig, ist doch die Zuwande-
rung aus der EU so tief wie seit 2007
nicht mehr. Der Aufenthalt ist in der
Schweiz dank der Personenfreizügig-
keit (PFZ) an strenge Bedingungen
geknüpft: In der Schweiz aufhalten
darf sich nur, wer über einen gültigen
Arbeitsvertrag verfügt. Studien bestä-
tigen, dass die PFZ heute weder einen
Verdrängungseffekt im heimischen

Arbeitsmarkt hat, noch
Druck auf die Löhne aus-
übt. Zudem bekennen wir
uns zu den flankierenden
Massnahmen, die allfäl-
lige negativeAuswirkun-
gen der PFZ bekämpfen.

Das Problem liegt
woanders
Tatsächlich liegt das
eigentliche Problem ganz
woanders: Trotz strengen
jährlichen Erwerbskon-
tingenten (2018: 8000)
immigrieren jedes Jahr
über 40 000 Personen aus
Drittstaaten (also Nicht
EU/Efta-Staaten) in die
Schweiz. Ein wesentli-
cher Teil wandert über
den Familiennachzug ein

und landet direkt in den Sozialwerken.
Die FDP setzt sich entschieden gegen
die Einwanderung in unsere Sozial-
werke und für die Reduktion der Zu-
wanderung aus Drittstaaten ein. Die
Kontingente dürfen davon aber nicht
betroffen sein. Im Parlament haben wir
erfolgreich strengere Zulassungsvor-
aussetzungen beim Familiennachzug
und klare Kriterien für den Aufenthalt
durchgesetzt. Damit wird die Einwan-
derung in die Sozialwerke erheblich
erschwert.

Klarheit statt Scheinlösungen
Stattdessen zielt die Kündigungsinitia-
tive ausgerechnet auf jenen Teil, der
für die Schweiz wirtschaftlich den
grössten Nutzen bringt, aber in den
letzten Jahren stark zurückgegangen
ist: die Zuwanderung von gut ausge-
bildeten EU-Bürgern, auf die unser

Arbeitsmarkt so dringend angewiesen
ist.Vergessen wir nicht: In Europa ent-
steht zunehmend ein Kampf um Fach-
kräfte. Die Kündigung der PFZ wäre
daher ein Schuss ins eigene Bein. Die
Kündigungsinitiative setzt die Bilate-
ralen I fahrlässig aufs Spiel, ohne die
tatsächlichen Probleme im Migrations-
bereich zu lösen. EineAnnahme würde
unserer gesamten Wirtschaft schweren
Schaden zufügen. Wir wollen weiter-
hin Wohlstand und tiefe Arbeitslosig-
keit. Wir wollen unsere Innovations-
kraft und Wettbewerbsfähigkeit si-
chern. Die Kündigungsinitiative wird
uns Gelegenheit geben, uns konse-
quent für die Bilateralen und gegen
billigen Populismus aufzustellen.

Hansjörg Brunner

Die Personenfreizügigkeit ist ein Schlüsselelement der Bilateralen. Mit der Kündigungsinitiative würden
aber auch die anderen sechs Steine fallen, die für die Schweiz ebenfalls sehr wichtig sind.

1
2

3 4 5
6
7

1. Öffentliches Beschaffungswesen 5. Technische Handelshemmnisse
2. Luftverkehr 6. Landwirtschaft
3. Forschung 7. Landverkehr
4. Personenfreizügigkeit

Personenfreizügigkeit – ein integraler Bestandteil der Bilateralen I

«Die Kündigung der
Personenfreizügigkeit
wäre ein Schuss
ins eigene Bein.»
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Auslandschweizer und Personenfreizügigkeit

Für einen Pass, der Türen öffnet
und nicht schliesst!
Die Personenfreizügigkeit ist auch eine Aufwertung des Schweizer Passes. Dank den Rechten,
welche sie Schweizer Bürgerinnen und Bürgern in Europa garantiert, öffnet unser Pass nämlich
Türen, die sonst verschlossen oder mit grosser Bürokratie zugesperrt blieben. Rund ein halbe Million
Schweizerinnen und Schweizer leben heute in der EU und sind auf genau diese Rechte angewiesen.

Roger Kölbener,
Präsident FDP International

Die Personenfreizügigkeit (PFZ) ist
ein liberales Prinzip zum Nutzen der
Schweiz und ihrer Bürgerinnen und
Bürger. Ihr gesamtwirtschaftlicher
Nutzen für unser Land ist gross, ins-
besondere als Pool von Fachkräften
und Spezialisten, welche sich in der
Schweiz nicht ausreichend rekrutieren
lassen. Davon profitieren gerade die
innovativen Branchen, am Ende aber
wir alle. Unsere Reallöhne sind seit der
Einführung der Personenfreizügigkeit
um 0,8 Prozent gestiegen – pro Jahr!
Wir profitierten also von einer indivi-
duellen Freizügigkeitsdividende – und
dies trotz globaler Wirtschaftskrise.
Nebst diesen Vorteilen dominieren
griesgrämige Zwischenrufe die Debat-
te, einige davon berechtigt, viele davon
übertrieben und fern der Fakten.

11 Prozent der Schweizer
leben im Ausland
Wer aber in der ganzen Diskussion
immer gerne vergessen geht, sind die
Schweizerinnen und Schweizer in der
EU! Rund 11 Prozent der Schweizer
Bevölkerung wohnt im Ausland. Hier-
von leben rund 62 Prozent oder
457 400 Schweizerinnen und Schwei-
zer in Europa (und bis auf 12000 alle
im EU/Efta-Raum). Während am Ende
also gerade einmal 0,3 Prozent der
EU-Bürger in der Schweiz leben, sind
es umgekehrt rund 6,5 Prozent der
Schweizerinnen und Schweizer.

Viele dieser Schweizer in der EU
sind Expats, welche für ihren Arbeit-
geber auf absehbare Zeit in der EU
arbeiten oder dort studieren, insgesamt
befinden sich 60 Prozent im erwerbs-
tätigen Alter. Gerade für sie ist das

Freizügigkeitsabkommen mit der EU
entscheidend. Nationalkonservative
wenden oft ein, dass viele Ausland-
schweizer ohnehin über einen zweiten
Pass verfügen: ein fadenscheiniges
Argument, welches letztlich nur die
Verantwortung der Schweizer Politik
abschiebt. Ironischerweise wollen die-
selben Kreise dann auch noch die dop-

pelte Staatsbürgerschaft abschaffen.
Hinzu kommt, dass der Einwand eben
gerade bei den Expats nicht zutrifft,
denn genau sie haben normalerweise
keine zweite Staatsbürgerschaft. Ohne

Personenfreizügigkeit würde der
Schweizer Pass plötzlich zum frei-
heitsraubenden Bremsklotz dieser mo-
dernen Arbeitsbiografien und Lebens-
entwürfe.

Kommen Sie mit der FDP International nach Brüssel und machen Sie sich Ihr
eigenes Bild über die bilateralen Beziehungen!

Geplant sind Treffen mit Vertretern der EU-Institutionen, der Schweizer Mission
bei der EU und dem EFTA-Sekretariat. Das detaillierte Programm wird nach
Anmeldung zugestellt. Die Teilnehmenden tragen alle Kosten selbst. Maximalzahl:
50 Personen; first come, first serve.

Anmeldungen für den Besuch bitte bis spätestens Freitag, 18. Mai 2018
bei François Baur (baur@fdp-international.com).

Donnerstag, 24. Mai 2018, 14.00
bis Freitag, 25. Mai 2018, 14.00

Besuch der europäischen Institutionen in Brüssel
Schweiz und EU – Stand und Zukunft der bilateralen Beziehungen

Roger Kölbener

Im Ausland niedergelassene Schweizer/innen, 2017
Nach Wohnkontinent

62%

24%

7%
4% 3%

Europa Amerika Asien Australien, Ozeanien Afrika

Quelle: BFS – Auslandschweizerstatistik (AS-Stat), 2018

62 Prozent der Auslandschweizer leben in Europa und sind auf die Personenfreizügigkeit
angewiesen. QUELLE: BFS
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Jungfreisinnige

Kontingente für Jungunternehmer
Wo liegt das Verbesserungspotenzial im Umgang mit Drittstaaten-Kontingenten, und welche
Strategien verfolgt die FDP, um den Zustand für Kantone, Arbeitnehmer und Arbeitgeber zu optimieren?
Ein Blick auf Bewilligungsverfahren und Lösungsansätze.
Matthias Müller, Vizepräsident
Jungfreisinnige Schweiz

An Hochschulen und Universitäten
zeigt sich oft dasselbe Bild: Hochqua-
lifizierte, top ausgebildete Studenten
aus Drittstaaten möchten in der
Schweiz ins Berufsleben starten. Ob-
wohl sie meist mehrere Jahre in der
Schweiz studiert haben, gut integriert
sind und der Arbeitsmarkt förmlich
nach ihnen schreit, ist ihre berufliche
Zukunft hierzulande oft sehr unsicher.

Das Problem liegt bei den Drittstaa-
ten-Kontingenten. Zwar hat der Bun-
desrat die Anzahl Aufenthaltsbewilli-
gungen für Spezialisten aus Drittstaa-
ten für 2018 um 1000 erhöht. Reichen
wird das aber kaum: Die diesjährigen
Kontingente in den wirtschaftsstarken
Kantonen Basel-Stadt, Genf und Zü-
rich sind bereits heute ausgeschöpft.

Eine weitere Hürde für Jungunter-
nehmer ist das aufwändige Bewilli-
gungsverfahren. Der administrative
und finanzielle Aufwand überfordert

viele kleine Start-ups schlichtweg und
verhindert somit das Gedeihen neuer
Geschäftsideen.

Teure Ausbildung ohne Ertrag
für die Schweizer Wirtschaft
Der Bedarf an hochqualifizierten
Arbeitskräften ist in der Schweiz kaum
zu decken; schon gar nicht alleine mit
inländischen Studentinnen und Stu-
denten. Eine innovative Schweiz ist
deshalb auf hochqualifizierte Personen
aus der ganzen Welt angewiesen. Es ist
unsinnig, dass unsere Universitäten die
hellsten Köpfe aus dem In- und Aus-
land anziehen und teuer ausbilden, nur
damit dann die Studenten aus Dritt-
staaten aufgrund der Kontingentierung
die Schweiz trotzdem wieder verlassen
müssen – obwohl sie dringend ge-
braucht würden.

Die Beschränkung der Drittstaaten-
Zuwanderung ist unbestritten nötig.
Gerade angesichts der unerwünschten
Einwanderung in die Sozialwerke
müssen hier zwingend Schranken ge-
setzt werden. Es braucht aber anderer-
seits unbedingt mehr Flexibilität bei
Hochqualifizierten aus Drittstaaten.
Wenn die Schweiz schon Geld in die
Ausbildung von ausländischen Fach-
kräften investiert, sollen diese Perso-
nen auch hier arbeiten können. Denn

sie leisten einen wichtigen Beitrag zur
Innovation und sind ein Gewinn für
unsere Volkswirtschaft.

Eindeutiges
Verbesserungspotenzial
Wegen der zu erfüllenden arbeitsrecht-
lichen Voraussetzungen bei der Kon-
tingentierung ist es gerade für Start-
ups schwieriger, anArbeitsbewilligun-
gen für ausländische Fachkräfte zu
kommen, als für grosse Firmen. Diese
sind aber überlebenswichtig. Kommt
ein kleines Start-up hierzulande an
solche nicht heran, muss es die
Schweiz verlassen und ins nahe Aus-
land ziehen – denn die Konkurrenz
schläft nicht und empfängt Spezialis-
ten mit offenenArmen. Das Ziel müss-
te aber sein, in der Schweiz – insbe-
sondere im Umkreis der technischen
Hochschulen – ein fruchtbares Klima
für eine vitale Start-up-Szene zu schaf-
fen. Damit würden wir enormes wirt-
schaftliches Potenzial schaffen.

Lösungsvorschläge
aus FDP-Reihen
Verschiedene Vorstösse aus der FDP-
Fraktion gehen auf mögliche Lösun-
gen der Kontingentsproblematik ein.
Vorstösse von Ruedi Noser und Fathi
Derder fordern eine neue Kategorie
Aufenthaltsbewilligungen (Start-up-
Visa), um Personen aus dem Ausland,
welche im Begriff sind, ein Unterneh-
men zu gründen, einen einfacheren
Weg zum Visum zu ermöglichen. Der-
weil kämpft Marcel Dobler für eine
Beschleunigung dieser Verfahren. Im
Rahmen einer Interpellation themati-
siert er die bürokratischen Hürden des
Bewilligungsverfahrens und welche
Chancen die Wirtschaft durch deren
Vereinfachung erfahren würde. Es gilt
dieser Problematik mit innovativen
Ideen und umsetzbaren Konzepten wie
diesen entgegenzuwirken und die Kan-
tone und Start-ups zu entlasten.

Matthias Müller

Kontingente für Fachkräfte aus Drittstaaten
Höchstzahlen 1. Januar bis 31. Dezember 2018

Kategorien
Kurzaufenthalts-
Bewilligungen

L

4500
schweizweit

Aufenthalts-
Bewilligungen

B

3500
schweizweit

Verteilung durch den Bund am 1. Januar

L

2000
Kantone

L

2500

B

2250

B

1250
Kantone

Kanton Zürich
394

Kanton Zürich
247

Bundesreserven

Die Ausschöpfung der Kantonskontingente:
Kantone können Antrag an das Staatssekretariat für Migration SEM

für weitere Kontingente aus den Bundesreserven stellen.
Quelle: awa.zh.ch

Die Kontingentierung am Beispiel des Kantons Zürich. In den wirtschaftsstarken Kantonen
sind die Kontingente bereits jetzt wieder ausgeschöpft.



Women in Blockchain (Urban men are more than welcome)
Inspirieren, weiterbilden und vernetzen im neuen Zeitgeist der Blockchain

Anlass öffentlich / Eintritt frei
Blockchain in der Entwicklungszusammenarbeit und für Fundraising in Non-Profit Organisationen

Wann: Dienstag, 12. Juni 2018, 16.30-20.30
Wo: Trust Square, Bahnhofstrasse 3, 8001 Zürich

Metropol, Fraumünsterstrasse 12, 8001 Zürich

Programm
16:30 Uhr Optionaler Besichtigungsrundgang im Trust Square
17:00 Uhr Einführungsworkshops (Blockchain-Technologie & Smart Contract coding)
18:15 Uhr Kurzreferate: Daniel Gasteiger (Gründer & CEO Procivis, Mitgründer Trust
Im Metropol Square) Doris Fiala (Nationalrätin, Präsidentin FDP Frauen Schweiz),

Carmen Walker Späh (Regierungsrätin),Mark Branson (Direktor FINMA),
Manuel Sager (Direktor DEZA), Procivis (Fundraising via Gratitude Token)

19:45 Uhr Networking - Apéro

Anmeldung ab 7. Mai unter:www.eventbrite.com"Women in Blockchain"

Kontakt/Fragen: kunz@procivis.ch

Save the Date

Am 18. August 2018
Treffpunkt in Davos

Programm
Zwischen 07:00 Uhr und 10:00 Uhr Beginn der Wanderungen
Ab 13:00 Uhr Festakt auf der Schatzalp
16:00 Uhr Ende

Ein Anlass für die ganze Familie - Für Verpflegung ist gesorgt!

Anmeldung ab dem 6. Mai unter:
www.fdp.ch/sternwanderung

Nationale FDP-Sternwanderung
Wandertag zum 150-Jahr-Jubiläum der FDP Graubünden
mit FDP-Parlamentariern

FD
P.

Die Liberalen

#Gemeinsamweiterkommen

W

i r g e h e n w and e r
n !
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Nein zum protektionistischen Geldspielgesetz

Geldspielgesetz: Branchenschutz  
statt Wirtschaftsfreiheit?
Beim Geldspielgesetz geht es um weitaus mehr als nur die Sperre von Online-Casinoanbietern.  
Als langjähriger IT-Unternehmer und Präsident von ICT Switzerland bin ich in grosser Sorge,  
wie unser Parlament derzeit im Onlinebereich reguliert. Das Geldspielgesetz führt zu digitaler 
Abschottung. Damit wird endgültig die rote Linie überschritten. Weil kein Zeitdruck besteht und auch 
bessere Alternativen vorhanden sind, muss das Geldspielgesetz zwingend zurück an den Absender.

Marcel Dobler, Nationalrat SG

Nur physischen Schweizer Casinos, 
denen es an jeglicher Onlinekompe-
tenz fehlt, soll es erlaubt sein, Online-
Glücksspiele anzubieten. Umgekehrt 
sollen Schweizer Anbieter, die aus-
schliesslich Online-Glücksspiele be-
treiben und über Onlinekompetenz 
verfügen, verboten sein. Die Websei-
ten von Glücksspielanbietern aus dem 
Ausland sollen mit wirkungsarmen 
Netzsperren blockiert werden. So will 
es das neue Geldspielgesetz. 

Abschottung statt innovativer 
Wettbewerb
Solche digitale Abschottung schadet 
dem auf wirtschaftliche Offenheit an-
gewiesenen Standort Schweiz. Zudem 

zeichnet sich in Bern ein neues und 
schädliches Businessmodell ab: An-
statt in Forschung, Entwicklung und 
eine liberale Konzessionierung wird in 
Marktabschottung investiert. Damit 

werden innovationsfeindliche Signale 
an Start-ups und KMU im Digitalbe-
reich gesendet. Andere Branchen wer-
den diesem Beispiel folgen. Dadurch 
wird die digitale Abschottung salon-
fähig gemacht. 

Risiken und Wirksamkeit  
der Netzsperren 
Den freien und sicheren Internetzu-
gang aufzugeben, wäre fatal und könn-
te zu einem Dammbruch im Bereich 
Internetzensur führen. Netzsperren 
sind Manipulationen an Datenpaketen 
und lassen keine Unterscheidung zu 
Cyberkriminellen mehr zu. Auch sind 
Netzsperren ungenau und führen fast 
zwangsläufig zu einem sogenannten 
«Overblocking», zur Sperrung von un-
beteiligten Webseiten. Die aufwendi-

gen und kostenintensiven Auflagen für 
Telekommunikationsanbieter bedeu-
ten ein Wettbewerbsnachteil für klei-
nere Anbieter – was bleibt, sind grosse 
Staatsprovider. Weiter kommt dazu, 
dass Netzsperren gar nicht wirksam 
sind: Wie die Webseite netzsperre.di-
gital-liberal.ch zeigt, können Netz-
sperren ohne IT-Know-how innerhalb 
von 30 Sekunden umgangen werden. 
In der Konsequenz werden ausländi-
sche Glücksspielangebote illegalisiert, 
ihre Webseite bleibt aber weiterhin 
einfach erreichbar. Damit wird ein gi-
gantischer Schwarzmarkt geschaffen, 
der nicht besteuert und reguliert wer-
den kann und entsprechend auch keine 
Schutzmechanismen für Spielsüchtige 
beinhaltet. 

Nein zum Geldspielgesetz
Die Unzulänglichkeiten der Gesetzes-
vorlage liegen auf der Hand. Wieso 
wurden bessere Alternativen nicht be-
rücksichtigt? Vielsagend ist Bundes-
rätin Sommarugas Antwort auf eben-
diese Frage: «Ich sage es ganz direkt: 
Die Casinos haben sich hier durchge-
setzt.» Eine gute Alternative wäre das 
Modell Dänemark: Dort können sich 
alle Glücksspielanbieter, ob Schwei-
zer Casinobetreiber oder ausländische 
Anbieter, um Konzessionen für On-
line-Glücksspiele bewerben. Durch 
den grösseren und besseren Markt sind 
steuerliche Mehreinnahmen für die 
Schweiz zu erwarten. Das im Moment 
vorliegende Produkt der Casino-Lob-
by schadet der Schweiz und muss zu-
rück an den Absender. Wir brauchen 
ein faires Konzessionierungsmodell 
und keine digitale Abschottung mit 
Netzsperren!

Marcel Dobler

Eine Netzsperre zieht die nächste nach sich. Das schränkt die Freiheit zunehmend ein. Es droht ein Dammbruch.
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Vollgeld-Initiative

Nein zur Vollgeld-Initiative
Am 10. Juni stimmt das Schweizer Stimmvolk über die Vollgeld-Initiative ab. Die Initiative will
den gesamten Finanzsektor mit weitgehenden Massnahmen umbauen und würde faktisch die
ganze Kreditvergabe verstaatlichen.

Daniela Schneeberger,
Nationalrätin BL

Im heutigen System mit Geschäftsban-
ken gibt es zweiArten von Geldschöp-
fung. Auf der einen Seite das Noten-
geld der Nationalbank und auf der
anderen Seite das sogenannte Buch-
geld der Banken. Der Unterschied be-
steht darin, dass das Buchgeld im
Gegensatz zum Notengeld nicht voll-
umfänglich als Bargeld vorhanden ist.
Wenn eine Bank einen Kredit oder
eine Hypothek gewährt, muss sie bei
der Nationalbank nur einen gewissen
Teil davon hinterlegen. Der Kreditbe-
trag wird dem Kunden dann in Form
einer Sichteinlage auf das Konto über-
wiesen und ist physisch nicht vorhan-
den. Wenn ein Kunde mit dem Geld
nun Rechnungen bezahlt, wird der Be-
trag elektronisch auf dem Konto des
Empfängers gutgeschrieben.

Nein zum Vollgeld-Experiment
Das neue System wirft die heute funk-
tionierende Praxis über Bord. Fortan
soll es nur noch der Nationalbank er-
laubt sein, Buchgeld zu schaffen. Die
Zahlungsverkehrskonten müssten des-

halb ausserhalb der Bilanzen geführt
werden und dürften von der Bank nicht
mehr angerührt werden. Zinsen für
Sparer gäbe es aufgrund der nicht vor-
handenen Rendite keine mehr.

Die Initiative fordert, dass die SNB
dem Bund und der Bevölkerung jähr-
lich fixiert Kredite in zweistelliger
Milliardenhöhe gewährt. Dies hat eine
katastrophale Folge: Die National-
bank ist damit nicht mehr fähig, auf
Inflation oder Wechselkursprobleme
zu reagieren, da sie die Geldmenge
nicht mehr richtig kontrollieren kann.
Die herausgegebenen Kredite können

auch nicht ohne weiteres zurückgefor-
dert werden.

Zusätzlich wird die Unabhängigkeit
der SNB so indirekt durch den steigen-
den politischen Druck bedroht.

Für die Geschäftsbanken wird die
Kreditvergabe mit diesem Schritt ext-
rem erschwert. Sie müssten für jeden
Kredit Sparer finden, der Geld zurVer-
fügung stellt. Die Folgen sind steigen-
de Kosten für alle, die einen Kredit,
z.B. eine Hypothek haben wollen.

Wenn man sich zudem vor Augen
hält, dass 89 Prozent der Geschäfts-
kredite an mittelständische Unterneh-
men vergeben werden, wird schnell
klar, dass dies schlecht für die Arbeits-
plätze ist. Investitionen werden aus-
gebremst oder sogar verunmöglicht.

Am Ziel vorbeigeschossen
Die Vollgeld-Initiative will Finanzkri-
sen verhindern. Sie schiesst am Ziel
vorbei. Erfolgreiche Mittel hingegen
sind die Stärkung der Eigenmittelbasis
oder strengere Liquiditätsanforderun-
gen. Solche Massnahmen wurden be-
reits 2011 im Zuge der «Too big to
fail»-Vorlage umgesetzt. Im Parlament
wurde die Vollgeld-Initiative deshalb

von links bis rechts zur Ablehnung
empfohlen. Auch die DV der FDP.Die
Liberalen Schweiz sprach sich mit
einer überragenden Mehrheit dagegen
aus. Helfen Sie mit, die Schweiz an der
Weltspitze zu halten, und sagen auch
Sie am 10. Juni Nein zum Vollgeld-
Experiment.

Daniela Schneeberger

K Die Vollgeld-Initiative will das
Finanzsystem radikal verändern.

K Weltweit besitzt kein einziges
Land ein vergleichbares System.

K Die Vollgeld-Initianten wollen
die Schweiz als Versuchslabor
für ihr wissenschaftliches Pro-
jekt benutzen.

K Neu soll nur noch die SNB Buch-
geld schaffen dürfen, die Kredit-
vergabe wird verkompliziert.

K Der Bund und die Kantone sollen
Kredite von der Nationalbank
bekommen, deshalb könnte sie
unter politischen Druck geraten.

K Das Risiko von Preisblasen
«Bubbles» in Sachanlagen steigt.

Vollgeld-Initiative

NEIN
www.fdp.ch/vollgeldinitiativenein

riskant, teuer, schädlich
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Arbeitsbesuch Efta-Parlamentarierkomitee

Mercosur: Das Fenster steht weit offen
Karin Keller-Sutter präsidiert in diesem Jahr nicht nur den Ständerat, sondern auf multilateraler
Ebene auch die Efta. Unter ihrer Leitung besuchte eine Delegation der Efta im April die
Mercosur-Staaten Argentinien und Uruguay. Nachfolgend schildert sie die Erkenntnisse ihres
Arbeitsbesuchs in Südamerika.

Karin Keller-Sutter,
Ständeratspräsidentin

Zwischen dem 14. und 21. April 2018
weilte eine Delegation der Efta zu
einem Arbeitsbesuch in Argentinien
und Uruguay und führte dabei Gesprä-
che mit Regierungs- und Parlaments-
mitgliedern, Wirtschafts- und Land-
wirtschaftsvertretern sowie Mitglie-
dern der Zivilgesellschaft. Ziel der
Gespräche war es, den Stand und die
Entwicklung der Freihandelsverhand-
lungen zwischen der EU und dem
Mercosur sowie jenen zwischen der
Efta und dem Mercosur zu beurteilen.
Letztere haben vor einem Jahr begon-
nen. Seither wurden drei Verhand-
lungsrunden durchgeführt. Die vierte
Runde soll im Juli in Genf stattfinden.

Efta-Verhandlungen am Anfang
Während die Verhandlungen der Efta
noch imAnfangsstadium stecken, sind
jene der EU bereits weit gediehen und
befinden sich auf der letzten Meile. Ob
ein schnellerAbschluss möglich ist, ist
jedoch unsicher. Klar scheint nur, dass
die EU offenbar bereit ist, nahezu
100 000 t Fleischimporte zu akzeptie-
ren. Grössere Differenzen gibt es je-
doch in den Bereichen Textil und
Schuhe sowie bei den Automobil-
bestandteilen. Zudem leisten Frank-
reich und Irland innerhalb der EU
Widerstand. Ein weiterer Unsicher-
heitsfaktor sind die Wahlen in Brasi-
lien im Herbst, die die Verhandlungen
verzögern könnten.

Bereitschaft zur Marktöffnung
gross
Die Bereitschaft, die Märkte des Mer-
cosur zu öffnen, ist vor allem inArgen-
tinien mit Händen greifbar. Die Regie-
rung Macri hat erkannt, dass die drin-
gend nötigen innenpolitischen Refor-

men nur möglich sind, wenn es gelingt,
Argentinien zu öffnen und zurück auf
die Weltbühne zu bringen.Argentinien
dürfte deshalb auch zu Konzessionen

im Agrarbereich bereit sein. Zudem
besitzt die argentinische Industrie
einen extrem hohen Grenzschutz. In-
dustrievertreter stehen einem Freihan-
delsabkommen denn auch skeptisch

gegenüber, da die argentinische Indus-
trie kaum wettbewerbsfähig ist. Da die
Efta-Staaten Schweiz und Norwegen
im Agrarbereich einen hohen Grenz-

schutz aufweisen, dürfte auch hier
Raum für Kompromisse bestehen.
Auch in Uruguay ist die Bereitschaft
hoch, mit der Efta ein Freihandelsab-
kommen abzuschliessen.

Innenpolitischer Kompromiss
gefordert
Das Momentum für ein Freihandels-
abkommen zwischen der Efta und dem
Mercosur scheint gegeben. Dabei steht
die EU für den Mercosur aus politi-
schen Gründen zwar im Vordergrund.
Die Gespräche zeigten aber auch, dass
man auch mit der Efta ein Abkommen
will, auch wenn der Handel zwischen
der Efta und dem Mercosur im Ver-
gleich zu jenem mit der EU weit ge-
ringer ausfällt. Die Efta-Staaten sind
als Investoren hoch willkommen. Und
schliesslich wäre der Abschluss eines
Freihandelsabkommens mit dem Mer-
cosur für die Schweiz wünschenswert,
da die Mercosur-Staaten mit einer
Bevölkerungszahl von 260 Millionen
einen wichtigen Zielmarkt für unsere
Exportwirtschaft darstellen.

Selbst wenn der Abschluss mit der
EU bald erfolgen sollte, steht die
Schweiz nicht unter Druck, denn das
Abkommen mit der EU sieht lange
Übergangsfristen vor. Die Schweiz
sollte diese Zeit nutzen, um insbeson-
dere mit der Landwirtschaft einen
Kompromiss zu finden. Nur wenn es
gelingt, ein allfälliges Verhandlungs-
ergebnis auch innenpolitisch abzustüt-
zen, ist auch ein erfolgreicher Ab-
schluss im Parlament gewährleistet.

Der Medienandrang zeigt, wie gross das Interesse an einem Abkommen ist: Medienkonfe-
renz im Anschluss an das Treffen mit dem Aussenminister von Uruguay.

Gespräch mit der Vizepräsidentin von Argentinien, Gabriele Michetti. Treffen mit dem Aussenminister von Uruguay, Rodolfo Nin Novoa.

«Die Schweiz sollte die Zeit nutzen, um mit
der Landwirtschaft einen Kompromiss zu finden.»
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Delegiertenversammlung

März-DV in Zug

FDP geht als Bewegung in die Wahlen 2019
2019 finden nationale Wahlen statt und es gilt, die Erfolge der FDP in den Kantonen auf die nationale
Ebene zu tragen. Ein eingespieltes und engagiertes Team an der Spitze der Partei ist dafür uner-
lässlich. An ihrer Versammlung in Zug bestätigten die Delegierten am 24. März 2018 den eingespielten
Vorstand für zwei weitere Jahre. Petra Gössi wurde mit stehenden Ovationen wiedergewählt.

Petra Gössi zeigte sich über ihre Wie-
derwahl durch Standing Ovations ge-
rührt und bekräftigte ihren Willen, die
FDP zu einer Bewegung zu formen –
und damit die Ziele für die Wahlen
2019 zu erreichen. Sie und die Vize-
präsidenten Andrea Caroni, Christian
Lüscher, Philippe Nantermod, Chris-
tian Wasserfallen und Christian Vitta
sind motiviert, gemeinsam mit der
Fraktionsspitze die Partei ins Wahljahr
2019 zu führen. Sie wurden alle ein-
stimmig für die nächsten zwei Jahre
bestätigt, ebenso wie die weiteren Mit-
glieder des Vorstands. Mit den Natio-
nalräten Frédéric Borloz (VD) und
Thierry Burkart (AG) haben die De-
legierten zwei neue Gesichter als

Beisitzer in denVorstand gewählt. Phi-
lippe Miauton, der sich aus dem Vor-
stand zurückgezogen hatte, dankten
sie für sein langjähriges Engagement.

Ein Sicherheitsradar für
die grössten Herausforderungen
Weiter diskutierten die Delegierten über
den Sicherheitsradar, der die grössten
sicherheitspolitischen Herausforderun-
gen priorisiert. Sicherheit ist eine Kern-
aufgabe des Staates und die Grundvor-
aussetzung für eine prosperierende und
freie Schweiz. An der Delegiertenver-
sammlung wurde mit dem Sicherheits-
radar ein neues Gefäss einstimmig an-
genommen, das jährlich aktualisiert
wird. Der Radar geht auf die drei drin-

gendsten Gefahrenszenarien ein und
zeigt politische Handlungsanweisun-
gen auf: der Verlust der Souveränität
über den Luftraum, die Bedrohungen

aus dem Cyber-Space und die Gefahr
des dschihadistischen Terrorismus.

Schliesslich haben die Delegierten
über die beiden Vorlagen des Abstim-
mungssonntags vom 10. Juni 2018
diskutiert. Nach einer engagierten Dis-

kussion sagten sie mit 202 zu 80 Stim-
men bei 7 Enthaltungen Nein zum
Geldspielgesetz. ZurVollgeld-Initiati-
ve beschlossen die Delegierten eben-

falls die Nein-Parole, mit überwälti-
gendem Mehr. Sie lehnen es ab, dass
die Schweiz als Versuchskaninchen
für ein weltweit einzigartiges und nie
erprobtes Experiment missbraucht
werden soll.

«Ich will, dass wir eine Bewegung für eine offene
Schweiz sind, die für Schweizerinnen und Schweizer
einen Mehrwert bringt und diesen auch aufzeigt.»

Petra Gössi über ihre Ziele für die Wahlen 2019

Der neue Vorstand von unten links nach oben rechts: Daniela Schneeberger, Andrea Caroni, Petra Gössi, Christian Wasserfallen,
Christian Vitta, Philippe Nantermod, Beat Schlatter, Andri Silberschmidt, Beat Walti, Thierry Burkart, Rolin Wavre, Hugues Hiltpold,
Christian Scheuermeyer und Ruedi Waser. Links im Hintergrund: Samuel Lanz. Es fehlen: Christian Lüscher, Doris Fiala, Thomas Hefti,
Frédéric Borloz, Marcel Dobler.

Die Schwyzer Nationalrätin (42) wurde
mit stehenden Ovationen als Präsidentin
der FDP.Die Liberalen bestätigt.

Die Delegierten nahmen den neuen Sicher-
heitsradar einstimmig an.

➥
Bildergalerie

auf

www.fdp.ch
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Altersvorsorge

«Alter Wein in neuen Schläuchen»
Bundesrat Alain Berset hat die Abstimmungsniederlage offenbar noch nicht verdaut.
Anstatt endlich die geforderte ausgewogene Lösung zu präsentieren, versucht er, die Stimmbürger
an der Nase herumzuführen.

Bruno Pezzatti, Nationalrat ZG

Bereits im November 2013 hat der
Bundesrat die Vorlage Altersvorsorge
2020 lanciert. Die FDP begrüsste die-
sen Schritt, hat aber bereits in der Ver-
nehmlassung die deutlich überladene
und einseitige Vorlage kritisiert. Auch
die Botschaft des Bundesrates zuhan-
den des Parlamentes war unausgewo-
gen. Noch gravierender wurde es aber,
als die Mitte-links-Mehrheit zusätz-
lich einen Ausbau in der ersten Säule
integrierte. Die FDP konnte ein derart
generationenungerechtes Massnah-
menpaket nicht unterstützen.

Ein Trick
Kurz nachdem die Vorlage in der
Schlussabstimmung angenommen
worden war, veröffentlichte die FDP
ihren Plan B. Dank der Aussicht auf
eine vernünftigere Reform konnte die
Partei die Bevölkerung von derAbleh-
nung der AV2020 überzeugen. Nach

der Niederlage kündigte Bundesrat
Alain Berset an, dass er rasch eine
neue Reform in die Wege leiten würde.
Seine ersteAuslegeordnung entsprach
im Groben dem Plan B der FDP, was
wir Freisinnigen natürlich sehr be-

grüssten. Erst Anfang März 2018 gab
er dann endlich erste konkretere Mass-
nahmen bekannt, und es wurde leider
rasch klar, dass Herr Berset seine Ab-
stimmungsniederlage doch nicht ver-
daut hatte. Er betonte, dass die neue
Vorlage, wie von ihm angekündigt,
teurer ausfallen würde. Nicht nur bei
den Stimmbürgern, sondern auch bei
der FDP löste das Stirnrunzeln aus:
Wie kann eine Reform, die keinen
Rentenausbau vorsieht und sich nur
auf die AHV bezieht, teurer sein als
die kostspielige AV2020?

Offensichtlich wendete Bundesprä-
sident Berset einen Trick an. Denn der
Zeithorizont der neuen Reform (2033)
ist deutlich länger als derjenige der
AV2020 (2026). Dass damit die Kos-
ten in die Höhe steigen, ist selbster-
klärend. Hinzu kommt, dass ab 2030
die Jahrgänge der Generation «Baby-
boomer» in den Ruhestand treten, was
den Finanzierungsbedarf nochmals
deutlich erhöhen wird.

Tragbare Lösung statt Wahlkampf
Der Plan B der FDP war stets alsAlter-
native zur AV2020 mit einem ver-
gleichbaren Zeithorizont angedacht.
Uns vorzuwerfen, wir hätten nie eine
richtige Alternative präsentiert, ist un-
glaubwürdig. Bundespräsident Berset
sollte sich zügig vom Abstimmungs-
kampf lösen und mehrheitsfähige Lö-
sungen und nicht alten Wein in neuen
Schläuchen präsentieren. Die bereits
angekündigte Erhöhung der MwSt.
um 1,7 Prozent, die die jüngeren Ge-
nerationen überproportional trifft, ist
alles andere als eine finanziell ausge-
wogene Lösung. Sie verunmöglicht
zumVorneherein eine mehrheitsfähige
Vorlage. In der Vernehmlassung wird
sich die FDP dafür einsetzen, dass dem
Volkswillen konsequent Rechnung ge-
tragen wird. Es braucht eine ausgewo-
gene Lösung, die einerseits zwar mo-
derate Mehreinnahmen garantiert und
andererseits aber gleichzeitig die ste-
tig steigenden Ausgaben bremst.

Grosses Jubiläum

Die FDP Zug feiert 300 Jahre
2018 feiert die FDP Zug ihr Jubiläum «300 Jahre»: 120 Jahre FDP Stadt Zug,
120 Jahre FDP Kanton Zug und 60 Jahre FDP Frauen Zug. Da zugleich
die städtischen und kantonalen Gesamterneuerungswahlen stattfinden,
begehen wir dieses besondere Jubiläum mit einem grossen Fest.

Patrick Mollet,
Vizepräsident FDP Kanton Zug

Die Festivitäten finden am Samstag,
9. Juni 2018, statt. Während des Tages
organisieren wir ein Fest für die ganze
Bevölkerung auf dem Landsgemein-
deplatz in Zug. Die Mandatsträger
sowie die Kandidaten stehen hinter
dem Grill und schenken den Besu-

chern Getränke aus. Für musikalische
Unterhaltung sorgt die Band Gordon
Blö, und für die Kinder steht eine
Hüpfburg bereit.

Am Abend feiern wir das Jubiläum
FDP-intern mit Ehrengästen aus Poli-
tik und Wirtschaft bei einem Gala-
Event im Theater Casino Zug. An
diesem Event werden prominenteVer-
treter aus unserer Partei wie Petra Gös-

si, Karin Keller-Sutter, Doris Fiala,
Josef Dittli und Damian Müller anwe-
send sein.

Selbstverständlich freuen wir uns
sehr über den Besuch von Freisinnigen
aus anderen Kantonen!

Weitere Informationen zu den Akti-
vitäten finden sich auf unserer neuen
Website:
www.fdp-zg.ch/300jahre 120 + 120 + 60 = 300 Jahre FDP Zug.

Bruno Pezzatti
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Regulierungskosten eindämmen

Eine neuartige Regulierungsbremse
Wir sind heute mit zunehmender staatlicher Bevormundung konfrontiert und die Regulierungsdichte
zehrt an unserer Wettbewerbsfähigkeit. Mehr Freiheit für Bürger und Gewerbe – mehr Luft
zum Atmen – ist dringend notwendig. Die FDP-Liberale Fraktion hat deshalb eine Motion eingereicht,
die das Regulierungswachstum bremsen soll.

Hans-Ulrich Bigler,
Nationalrat ZH

Die Regulierungsdichte wächst überall
unaufhaltsam. Punktuelle Deregulie-
rungen sind und bleiben grosse Aus-
nahmen. Die Entwicklung ist leider
ungebrochen. Dabei ist es kein Ge-
heimnis, dass die Bürokratie enorme
Kosten mit sich bringt. Diese unnöti-
gen Regulierungskosten bremsen die
Produktivität und Wettbewerbsfähig-
keit der Unternehmen, was sich wie-
derum negativ auf Innovation und
Arbeitsplätze auswirkt.

Regulierungskosten betragen
10 Prozent des BIP
In seinem Bericht zu den Regulie-
rungskosten vom Dezember 2013 be-
zifferte der Bundesrat die Regulie-
rungskosten in dreizehn gemessenen
Bereichen auf Bundesebene auf 10
Milliarden Franken. Eine Studie der
Universität St. Gallen schätzte die
Regulierungskosten bereits 2010 auf
etwa 50 Milliarden Franken. Man kann
heute davon ausgehen, dass sie rund
10 Prozent des Bruttoinlandproduktes
(BIP) ausmachen.

Vorbild Schuldenbremse
Dass die Regulierungskosten längst
aus dem Ruder gelaufen sind, ist offen-
sichtlich. Wir erinnern uns: In den
Neunzigerjahren kletterte die Schwei-
zer Schuldenquote auf 26 Prozent des
BIP, die Situation wurde ungemütlich.
Seit dann 2001 die Schuldenbremse
eingeführt wurde, hat sich die Lage
deutlich verbessert: Seit 2006 weist
der Bundeshaushalt keine strukturel-
len Defizite mehr auf, die Schulden-
quote ist sogar zurückgegangen. Die
Schuldenbremse ist ein Erfolgsmodell.
Warum also sollte dieVerfahrensweise
der bewährten Schuldenbremse nicht

auch auf das Problem der Überregulie-
rung anwendbar sein?

Qualifiziertes Mehr
gegen hohe Regulierungskosten
Die FDP-Liberale Fraktion hat 2016
deshalb eine Motion eingereicht, die
darauf abzielt, den Anstieg der Regu-
lierungskosten nach dem Prinzip der
Schuldenbremse einzudämmen. Der
Vorstoss zielt auf Gesetzesänderungen
und generell neue Regulierungen, von
denen besonders viele Firmen betrof-
fen sind bzw. zu höheren Regulie-
rungskosten führen.

Betreffen die Auswirkungen einer
Vorlage mehr als 10 000 Unterneh-
men, muss die Vorlage dem qualifi-
zierten Mehr in der Gesamtabstim-
mung im Parlament unterstellt werden.
Die Kennzahl der 10 000 betroffenen
Unternehmen wird auch im etablierten
«KMU-Test» des Seco verwendet, der

bei der Regulierungsfolgekosten-
Abschätzung zum Einsatz kommt.

Wenn die Regulierungsfolgekosten
einer Vorlage über einer vom Bundes-
rat zu bestimmenden Kostenschwelle
liegen, ist diese Vorlage ebenfalls dem
qualifizierten Mehr beider Räte zu
unterstellen. Bei der Definition dieser

Kostenschwelle ist sowohl eine abso-
lute Zahl in Schweizer Franken als
auch eine Relationszahl denkbar. Ent-
scheidend ist vielmehr, dass die einmal
definierte Regulierungskostenschwel-
le stabil bleibt.

Ball liegt beim Ständerat
Dieser Automatismus erlaubt es, das
Wachstum künftiger Regulierungen
und damit auch der unnötigen Regu-
lierungskosten einzudämmen. Mit die-
ser Regulierungsbremse geben wir
dem Parlament ein dringend benötig-
tes Instrument in die Hand, um den
Anstieg der Regulierungskosten einzu-
dämmen. Sie baut dabei auf die Erfah-
rungen mit dem bewährten Instrument
der Schuldenbremse auf. Der Natio-
nalrat hat unsere Motion in der ver-
gangenen Frühlingssession gutgeheis-
sen, womit als Zweitrat nun der Stän-
derat an der Reihe ist.

Anti-Bürokratie-Briefkasten

Helfen Sie der FDP.Die Liberalen im
Kampf gegen die Bürokratie. Be-
schreiben Sie uns Ihr Problem mit
absurden bürokratischen Vor-
schriften. Wir werden diese sam-
meln und uns im Parlament für den
Abbau dieser schädlichen und un-
sinnigen Regulierungen einsetzen.
Wir sind dankbar für Ihren Hin-
weis. Je konkreter und präziser,
umso effektiver lassen sich die
Bürokratieprobleme bekämpfen.
Ihre FDP engagiert sich für Frei-
heit, Gemeinsinn und Fortschritt –
und entschieden gegen unsinnige
Bürokratie.

https://www.fdp.ch/partei/
buerokratie-briefkasten/

Hans-Ulrich Bigler

Überregulierung wird zu einem immer grösseren Problem.
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FDP.Die Liberalen Frauen

Lohngleichheits-Debatte

Leistung muss sich lohnen –
für Unternehmen und alle Mitarbeitenden
Petra Studer, Vize-Präsidentin
FDP.Die Liberalen Frauen Schweiz

Im März wies der Ständerat die Revi-
sion des Gleichstellungsgesetzes zur
Förderung der Lohngleichheit an die
zuständige Kommission (WBK-S) zu-
rück mit demAuftrag,Alternativen zur
bundesrätlichen Vorlage zu prüfen.
Der Bundesrat will Unternehmen mit
mindestens 50 Mitarbeitenden ver-
pflichten, Lohnunterschiede zwischen
den Geschlechtern transparent zu ma-
chen, indem alle 4 Jahre eine von un-
abhängiger Stelle zu prüfenden Lohn-
analyse durchgeführt wird und die
Angestellten über das Ergebnis infor-
miert werden. Die WBK-S hatte die
Vorlage in der ersten Lesung bereits
abgeschwächt: So sollten nur Unter-
nehmen mit 100 oder mehr Angestell-
ten zur Lohnanalyse verpflichtet und
die Regelung auf 12 Jahre befristet
werden.

Unternehmen sensibilisieren
Auch die FDP Frauen Schweiz forder-
ten eine Befristung auf 10 Jahre, da
mit der Anpassung des Gleichstel-
lungsgesetzes keine dauerhafte Büro-
kratie geschaffen werden darf. Das
Ziel besteht darin, die Unternehmen
zu sensibilisieren, dass auch im Jahr
2018 gewisse Lohnunterschiede zwi-
schen Männern und Frauen nicht an-
hand klarer Kriterien (wieAusbildung,
Erfahrung oder Berufsunterbrüche)
erklärbar sind.

Das freisinnig-liberale Credo
«Leistung muss sich lohnen» soll für
alleArbeitnehmenden gleichermassen
gelten. Ein spezielles Augenmerk gilt
den Einstiegslöhnen nach Berufsaus-
bildung oder Studium; eine tiefere
Lohneinstufung wird oft über Jahre
mitgezogen und es ist schwierig, ein
grösseres Lohndelta zu gleich quali-
fizierten Kollegen im Laufe der Kar-
riere aufzuholen. Die Sensibilisierung

ist insofern notwendig, weil der Frau-
enanteil in den Geschäftsleitungen in
der Schweiz immer noch sehr tief ist;
der jüngste Schilling-Report zeigt,
dass er im Jahr 2018 im Vergleich zum
Vorjahr sogar von 8 Prozent auf 7 Pro-
zent gesunken ist. Die aktuell im Par-
lament behandelte Aktienrechtsrevi-
sion kann hier die Weichen mit eben-
falls befristeten Richtwerten neu stel-
len. Solange wir in den Führungsgre-
mien, wo Löhne fixiert werden, nicht
vermehrt gemischte Teams haben,
braucht es ein spezielles Engagement
für die Lohngleichheit.

Keine staatlichen
Lohngleichheitsexperten
Die FDP Frauen zeigten sich mit der
ursprünglichen Vorlage des Bundes-
rates aber nur bedingt einverstanden
und forderten weitere Anpassungen.
Es sollen nur Unternehmen, welche
der ordentlichen Revision unterstehen

und damit mehr als 250 Mitarbeitende
beschäftigen, zur Lohnanalyse ver-
pflichtet werden; die Vergleichbarkeit
der Löhne innerhalb eines Unterneh-
mens ist nur möglich, wenn ein statis-
tisch genügend grosses Mengengerüst
besteht. Im Weiteren lehnen die FDP
Frauen die Einführung von staatlich
anerkannten Lohngleichheitsexper-
ten/-innen ab, denn es macht keinen
Sinn, für eine zu befristende Regelung
eine neue Berufskategorie zu schaffen.
Überdies soll der Bund sein Standard-
Analysemodell allen Arbeitgebern
kostenlos zur Verfügung stellen, und
die Information der Angestellten über
das Ergebnis der Analyse hat nicht
zwingend schriftlich zu erfolgen, son-
dern es könnten auch bestehende In-
formationskanäle genutzt werden.

Die Leistungen zugunsten der
Lohngleichheit werden sich nicht zu-
letzt für die Reputation der Unterneh-
men lohnen.

Generalversammlung

FDP Frauen – Speerspitze liberaler Gesellschaftspolitik
Doris Fiala, Präsidentin
FDP.Die Liberalen Frauen Schweiz

Die FDP Frauen Schweiz hielten ihr
Versprechen und hielten ihre GV 2018
in der Waadt, in Lausanne Ouchy, ab.
Am Vorabend besuchten sie begeistert
die Hotelfachschule Lausanne. Die
Anwesenden zeigten sich nach einem
bewegenden Eintrittsreferat von Bun-
desanwalt Michael Lauber und einem
kontradiktorischen Podium überzeugt.
Sie beauftragen ihre Präsidentin, Doris
Fiala, den fortschrittlichen Geist in die
Nationalrats- und Ständeratsfraktion
zu tragen. Sehr deutlich bei nur 2
Gegenstimmen und 2 Enthaltungen
sagten die Delegierten der FDP Frauen
Schweiz ja zur parlamentarischen Ini-
tiative «Ehe für alle».

Herzliche Verabschiedung
Irene Thalmann wurde mit grossem
Dank für ihr langjähriges Engagement

herzlich verabschiedet. Für das Gene-
ralsekretariat der FDP Frauen wirken
ab sofort Chiara Lustenberger und

Luis Tschümperlin, die sich mit ihren
Vorstellungen auf Deutsch und Fran-
zösisch viele Sympathien sicherten.

Am Vorabend der GV trafen sich 23 Frauen, um die Hotelfachschule
in Lausanne zu besichtigen.

RR De Quattro, Präsidentin FDP Frauen Kanton ZH Sibylla Stoffel,
Doris Fiala und die neue Quästorin, Birgitt Siegrist aus Zug.
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RADIGAL

Generalversammlung RADIGAL

Wir bekennen Farbe – seit 2003!
Am 17. März 2018 führte RADIGAL ihre jährliche Generalversammlung durch. In diesem Jahr fand die
Veranstaltung anlässlich der Gründung der Westschweizer Sektion in Lausanne statt. Mit rund einem
Drittel anwesender Mitglieder war sie sehr gut besucht. Zumal Personen aus der ganzen Schweiz an
den Lac Léman reisten. Ausser der Sektionsgründung standen eine Erweiterung des Vorstands, die
Vorstellung einer Imagebroschüre sowie eine Rede von Ständerat Raphaël Comte auf dem Programm.

Michael Lindenmann,
Vorstandsmitglied RADIGAL

Seit 2003 setzt sich RADIGAL als
Fachgruppe der FDP und der Jungfrei-
sinnigen für die individuelle Selbst-
entfaltung von Lesben, Schwulen, Bi-,
Trans- und Intersexuellen (LGBTI =
Lesbian, Gay, Bi-, Trans-, Intersexual)
auf Basis liberaler Grundwerte ein.
Auch wenn LGBTI in vielen Berei-
chen schon in der Mitte der Gesell-
schaft angekommen sind, ist eine voll-
ständige Gleichstellung noch nicht
erreicht. Die Ehe für alle ist hierfür ein
Beispiel. Die rege Teilnahme an der
diesjährigen GV bestärkte die Mitglie-
der, sich weiterhin für die Anliegen
von LGBTI einzusetzen.

Gründung der Westschweizer
Sektion
Die Einheit in der Vielfalt leben – so
lautet ein Credo der Schweiz! Demzu-
folge war es insbesondere für RADI-
GAL an der Zeit, auch in der Roman-
die mit einer eigenen Sektion vertreten
zu sein. Nachdem bereits im letzten
Jahr erste Kontakte geknüpft worden

waren, konnte die Westschweizer Sek-
tion von RADIGAL anlässlich der GV

in Lausanne endlich aus der Taufe ge-
hoben werden.

Erweiterter Vorstand
Im Rahmen der GV wurde alsdann
auch der Vorstand von RADIGAL er-
weitert. Für die Westschweizer Sek-
tion haben Jacques Douzals und Mi-
chel Tschanz Einsitz genommen.
Ebenfalls neu im Vorstand ist Michael
Lindenmann. Marco Baumann, bisher
verantwortlich für Events und Com-
munity, ist neu Vizepräsident. Verab-
schiedet und verdankt wurde Christian
Dünner. Die übrigenVorstandsmitglie-
der, Odilo Lamprecht, Stefan Fritschi,
Raphael Scherrer, Marc Lindt und
Mentari Baumann, wurden bestätigt.

Positionspapiere
und Imagebroschüre
Als LGBTI-Fachgruppe der FDP und
der Jungfreisinnigen möchte RADI-
GAL als Ansprechpartner und Bera-
tungsgremium rund um das Thema
LGBTI wirken. Um dies zu forcieren,
wurden im vergangenen Jahr drei
Positionspapiere sowie eine Image-
broschüre erarbeitet. Sie soll dazu die-
nen, RADIGAL parteiintern bekann-
ter zu machen sowie über dieAnliegen
und Positionen von RADIGAL aufzu-
klären.

Hoher Besuch und gemütliches
Ausklingen
Beschlossen wurde die GV mit einer
Rede von Ständerat Raphaël Comte.
Er lobte das bisherige Engagement
von RADIGAL, begrüsste die Grün-
dung der Westschweizer Sektion und
wünschte RADIGAL als LGBTI-
Fachgruppe der FDP und der Jungfrei-
sinnigen weiterhin viel Erfolg beim
Erreichen ihrer Anliegen, die durch
und durch liberal seien. Alsdann lies-
sen die Anwesenden den Abend in ge-
mütlicher Runde bei einem Fondue
ausklingen.

Der erweiterte Vorstand mit Ständerat Raphaël Comte (von links): Marc Lindt,
Jacques Douzals, Mentari Baumann, Odilo Lamprecht, Michel Tschanz, Marco Baumann,
Michael Lindenmann. Es fehlen Raphael Scherrer und Stefan Fritschi.

Pünktlich eröffnete Odilo Lamprecht, Präsident von RADIGAL, die
Generalversammlung in Lausanne.

Mit rund einem Drittel anwesender Mitglieder war die Generalver-
sammlung sehr gut besucht.
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Aktuell

FDP Urban

Eine liberale Städtepolitik für die Schweiz
Die Stadtparteien der grossen Städte der Schweiz haben im März FDP Urban gegründet.
Ziel ist es, eine liberale Stadtpolitik zu konkretisieren und damit die Schlagkraft der FDP im
urbanen Raum der Schweiz zu steigern.
Beat Habegger, Kantonsrat,
Vizepräsident FDP Stadt Zürich

Die FDP ist in den Städten auf Kurs.
Das haben zuletzt etwa die Wahlen in
die Gemeindeparlamente des Kantons
Zürich gezeigt: In allen zwölf Städten
hat die FDP an Wähleranteil zugelegt.
Zugleich müssen wir weiter gegen die
rot-grüne Dominanz in den grossen
Schweizer Städten antreten. Denn
auch im urbanen Raum muss nicht al-
les staatlich unterstützt sein; nicht alles
muss in der Hand der Verwaltung lie-
gen; und der haushälterische Umgang
mit finanziellen Mitteln ist auch hier
eine Verpflichtung der nächsten Gene-
ration gegenüber. Wir brauchen des-
halb in der Schweiz eine liberale Stadt-
politik als glaubwürdige Alternative
zur rot-grünen Doktrin.

Warum FDP Urban?
Die Schweizer Städte stehen vor ähn-
lichen Herausforderungen. Deshalb ist
es sinnvoll, dass die liberalen Kräfte
verstärkt zusammenarbeiten. Die
Stadtparteien von Basel, Bern, Genf,
Lausanne, St. Gallen, Winterthur und
Zürich gründeten deshalb FDP Urban
mit dem Ziel, sich besser zu vernetzen,
voneinander zu lernen, Aktivitäten bei
Bedarf zu koordinieren und neue Ideen
zu entwickeln. Inhaltlich konzentriert
sich FDP Urban auf Themen, die für

die Städte zentral sind. Unser Thesen-
papier, das anlässlich des Kick-offs in
Bern am 8. März 2018 vorgestellt wur-
de, greift vier Bereiche auf: Mobilität
der Zukunft, urbanes Wohnen, Krea-
tiv-Produktive Stadt sowie Smart City
und Smart Governance.

Was will FDP Urban?
Unsere Ziele sind klar: Wir wollen
unsere Wähleranteile in den Städten
weiter ausbauen. Wir wollen in den
Stadtregierungen aller grossen Städte
gut vertreten sein. Und wir wollen
unsere freisinnig-liberalen Positionen
überall kraftvoll vertreten. Dafür wol-
len wir der von Rot-Grün gepflegten
Behauptung, dass nur sie Stadtpolitik
machen könne, ein starkes liberales
Zeichen entgegenhalten. Neben der

liberalen Politik in den einzelnen Städ-
ten schaffen wir mit FDP Urban eine
«nationale Klammer», die die grossen
Städte der Schweiz verbindet.

Mit FDP Urban wollen wir die be-
währte freisinnige Politik auf die spe-
zifisch städtischen Herausforderungen
ausrichten und liberale Lösungen ent-
wickeln. Denn die FDP zieht in der
ganzen Schweiz am gleichen Strick:
im Süden und Norden, in Berg und Tal,
in Stadt und Land.

Liberale Städtetagung
Als nächster Schritt wird die FDP
Urban zum ersten Mal eine liberale
Städtetagung organisieren. Diese wird
in Zürich stattfinden und Entschei-
dungsträgern in den Städten Impulse
und liberale Antworten auf städtische
Kernanliegen vermitteln. Damit wir
gemeinsam unsere Schlagkraft im
urbanen Raum steigern können – im
Interesse der Städte und der ganzen
Schweiz.

Website: www.fdp-urban.ch

Thesenpapier: https://www.
fdp-urban.ch/positionen/

Twitter: https://twitter.com/
fdp_urban

Facebook: https://www.face-
book.com/fdpurban/

Beat Habegger

Kick-off von FDP Urban in Bern (von links): Christian Wasserfallen, Regine Sauter, Bernhard
Eicher, Beat Habegger, Françoise Salamé, Roger Dornier.
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Wettbewerb

Swiss Venture Club / StrategieDialog21

Mehr Ideen für weniger Paragrafen
Im Interview mit Andreas Gerber, Präsident Swiss Venture Club und Mitinitiant des Preises
für schlaue De-Regulierung «5-vor-12».

Der Swiss Venture Club und der
StrategieDialog21 sind Initianten des
Preises für schlaue De­Regulierung
– was ist die Idee dahinter?
Andreas Gerber: In meiner Tätigkeit
als SVC-Präsident und als Leiter
KMU-Geschäft Schweiz der Credit
Suisse (Schweiz) AG bin ich täglich
mit Unternehmerinnen und Unterneh-
mern in Kontakt. Dabei ist immer ein
Diskussionspunkt, mit welcher Fülle
an Bürokratie und Vorschriften sich
diese auseinandersetzen müssen. Und
die Fakten belegen: Die Regulierun-
gen nehmen täglich zu!

Meine Mitinitianten Jobst Wagner,
Dr. Beat Brechbühl und ich setzen uns
persönlich dafür ein, dass ein Zeichen
für eine unternehmerische, innovative
und damit leistungsfähige Schweiz
gesetzt wird. Aus unserer Sicht ist es
Zeit zu handeln, es ist fünf vor zwölf:
Damit die Schweiz weiterhin ein at-
traktiver und unternehmerfreundlicher
Standort bleibt, muss sie deregulieren,
und dort wo nötig, mit Augenmass
regulieren. Die Regulierungsdichte in
der Schweiz muss ein gesundes Mass
annehmen – 5vor12 ist in diesem Kon-

text ein bewusst positiv gewählter Im-
puls.

Der Preis wird von einem prominen­
ten Patronatskomitee getragen – und
auch die Jury ist breit abgestützt.
Nach welchen Kriterien wird die Jury
aus den eingegangenen Ideen das
Siegerprojekt auswählen?
Gerber: In der Tat dürfen wir auf die
Unterstützung vieler Persönlichkeiten
zählen, die mit ihrem Engagement
einen wesentlichen Teil zur Glaubwür-
digkeit wie auch zum Gelingen bei-
tragen. Die Jury beurteilt dann die ein-

gereichten Ideen nach folgenden Kri-
terien: Ist die Idee konkret? Ist sie
Umsetzbar? Hat sie Breitenwirkung?
Ist sie relevant und originell?

Wann und wo wird der Preis verliehen?
Gerber: Die Veranstaltung sowie die
Preisvergabe wird am 18. September
2018 um 22.00 Uhr im Berner Rathaus
stattfinden. Den Preis übergeben wir
– nomen est omen – um 23.55 Uhr!

Erfahren Sie mehr zum Projekt unter: www.5-
vor-12.ch. Mitglied des Patronatskomitees ist
auch Petra Gössi, FDP-Präsidentin und Na-
tionalrätin.

Andreas Gerber

PREIS FÜR

DEREGULIERUNG
www.5-vor-12.ch

SCHLAUE

5VOR12

MEHR IDEEN
FÜR WENIGER
PARAGRAFEN
GESUCHT:
INNOVATIVE & CLEVERE
DEREGULIERUNGSIDEEN

Stiftungsfonds | www.strategiedialog21.ch

Initiated by

Supported by

Spenden

Gemeinsam weiterkommen
Liebe Freisinnige

Der «Freisinn» erhält in nächster Zeit eine Auffrischung. Ziel ist es, unseren Leserinnen und Lesern auch in Zukunft den besten Service bieten zu
können. Das kostet Zeit, Schweiss – und Geld. Wir sind daher nicht nur dankbar für Ihre Anregungen und Ihre Kritik, sondern auch für Ihre kleine
Spende zugunsten des «Freisinns». Das hilft uns, die anstehenden Projekte besser anpacken zu können.

Gemeinsam weiterkommen – Danke für Ihre Unterstützung! Liberale Grüsse, Die Redaktion

Spenden: FDP.Die Liberalen; IBAN: CH44 0483 5027 7300 3100 0; Vermerk «Freisinn»

«Die Regulierungs-
dichte muss ein gesun-
des Mass annehmen.»
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Mentoring

Gedanken zum Gemeinsinn

Mehr Gemeinsinn = mehr Lebensqualität
Was macht die Schweizer Mentalität aus? Es ist der spezielle Gemeinsinn. Dazu gehört der grosse
Anteil der Freiwilligenarbeit, der selbstlos und mit viel Herzblut im ganzen Lande geleistet wird. Es
stellt sich die Frage, ob diese Klammer des gesellschaftlichen Zusammenhalts in Zeiten von «me first»
stark genug ist? Allzu schnell wird heute der Ruf nach dem Staat laut, sich einzumischen, Angebote
zu kreieren und sofort einzuspringen, statt die Menschen eigenverantwortlich wirken zu lassen.
Hier steht die FDP in einer besonderen Herausforderung, um den Gemeinsinn nicht als «zierendes
Anhängsel» mitzuführen, sondern entschieden für die Stärkung dieses Gemeinsinns hinzustehen.

Charly Freitag*

Freiwilligenarbeit ist unbezahlbar. Um
sich aber ein Bild machen zu können,
muss man sich nur ein paar Zahlen vor
Augen führen. Gesamthaft werden pro
Jahr rund 700 Millionen Stunden Frei-
willigenarbeit geleistet, welche einem
Geldwert von geschätzt 35 Milliarden
Franken entsprechen. Mit diesen jähr-
lichen Leistungen liesse sich rund
dreimal den Gotthard-Basistunnel mit
Kosten von 12,2 Milliarden Franken
realisieren.

«Chitt» für das Miteinander
Freiwilligenarbeit ist nicht nur ein Ge-
ben, sie gibt auch viel zurück, weil sie
Menschen verbindet, Freundschaften
schmiedet und der Sinn dieses Enga-
gements echte Glücksgefühle vermit-
telt. Auch politische Arbeit ist meist
Freiwilligenarbeit. Unser direktdemo-
kratisches Politsystem würde ohne das
freiwillige Engagement innerhalb der
Ortsparteien, Interessensgruppen und
Abstimmungskomitees nicht funktio-
nieren. An deren Stelle würde viel-

leicht staatliche Propaganda treten
oder gigantische Wahl- und Abstim-
mungsapparate, wie wir sie teilweise
vom Ausland kennen. Das will wohl
niemand.

Bürokratie als Bremsklotz?
Es istAufgabe der Politik, Hindernisse
für das freiwillige Engagement aus
dem Weg zu räumen und ein möglichst

breites freiwilliges Engagement der
gesamten Bevölkerung zu ermögli-
chen. Leider sind es vielfach staatliche
Regelungen, die den Einsatz von Frei-
willigenarbeit erschweren oder sogar
verhindern. So werdenAnforderungen
an freiwillig Leistende hoch angesetzt.

Dies führt dazu, dass auf den Einsatz
von Freiwilligen verzichtet werden
muss, obwohl dieser in unterstützen-
den Funktionen einen bedeutenden
Mehrwert mit sich bringt. Aber auch
Fragen aus dem Haftpflichtrecht und
dem Arbeitsrecht stehen im Weg. Es
gilt, diese Regungen mit dem Wissen
um die grosse Bedeutung der freiwil-
ligen Arbeit für unsere Gesellschaft so

auszugestalten, dass der Freiwilligen-
einsatz unbürokratisch möglich ist.

Wertschätzen
der freiwilligen Arbeit
Freiwilligenarbeit verdient mehr als
den Dank. Freiwilligenarbeit verdient
echte Wertschätzung. Und diese Wert-
schätzung lässt Verbundenheit und
Vertrauen wachsen. Der Politik ist die
Bedeutung der Freiwilligenarbeit oft
zu wenig bewusst. Vom öffentlichen
darüber reden, über einfache Dankes-
anlässe bis hin zum Hervorheben der
konkreten Wirkungen braucht es ein
schärferes Bewusstsein. Und wer das
Bewusstsein schaffen kann, ist in der
Lage, die enormen Leistungen der
Freiwilligenarbeit auch zu schätzen.
Wir Liberale mit dem mündigen Men-
schen im Zentrum haben eine wichtige
Botschaft, jene des Gemeinsinns und

damit das Interesse am Wohlergehen
des Mitmenschen. Das Ergebnis dar-
aus ist die Sinnstiftung, was das Ge-
fühl von Lebensqualität vermittelt.

Es geht um Gemeinsinn
Die FDP hat sich aus gutem Grund den
Wert des Gemeinsinns auf die Fahne
geschrieben. Es geht dabei um das Be-
dürfnis der Menschen, füreinander da
zu sein und Gutes zu tun. Freiwilligen-
arbeit ist ein wesentlicher Bestandteil
des Gemeinsinns. Unterstützen wir die
Freiwilligenarbeit, seien wir selber
Teil davon – und setzen wir uns für ein
passendes Umfeld ein – aus Liebe zur
Schweiz – und für mehr Gemeinsinn!

* Charly Freitag ist Präsident von Benevol
Luzern – Fachstelle für Freiwilligenarbeit,
Gemeindepräsident von Beromünster und
Luzerner Kantonsrat.

Charly Freitag

«Freiwilligenarbeit ist ein wesentlicher Bestandteil
des Gemeinsinns.»
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Freisinn

Umfrage

Gemeinsam weiterkommen!
Mit Ihrer Rückmeldung zum Freisinn helfen Sie uns, das Organ der FDP.Die Liberalen zu verbessern!
Nutzen Sie auch die Gelegenheit, online an der Umfrage teilzunehmen. Vi len Dank!

1. Der Schweizer Freisinn:
 Ist gut, ich bin zufrieden
 Sollte weiterentwickelt werden
 Sollte abgeschafft werden

2. Die Beiträge sind:
 Zu lang
 Zu kurz
 Informativ
 Langweilig

3. Nationale Schwerpunktthemen sind:
 Eine gute Idee
 Nicht gut
 Weiss nicht

4. Der Schwerpunkt sollte:
 Am Anfang kommen
 Erst nach kantonalen Meldungen/

Artikeln kommen

5. Im Freisinn lese ich gerne:

6. Im Freisinn fehlt mir Folgendes:

7. Der Freisinn sollte nur noch
7. elektronisch erscheinen:
 Ja
 Nein

8. Eine Freisinn-App
8. mit erweiterten Inhalten:
 Würde ich eher nicht nutzen
 Würde ich eher nutzen
 Weiss nicht

9. Weiteres:

10. Angaben zur Person (freiwillig):

Alter:

Geschlecht:

Wohnkanton:

E-Mail:

FDP-Mitglied seit:

Agenda

Nichts verpassen!
24. bis 25. Mai FDP International: Besuch in Brüssel
28. Mai bis 15. Juni Sommersession

9. Juni «300 Jahre FDP Zug»
10. Juni Eidgenössische Volksabstimmung
12. Juni FDP Frauen: (Women in Blockchain)
23. Juni Delegiertenversammlung in Airolo
18. August Nationaler Wandertag der FDP Schweiz
10. bis 28. September Herbstsession
23. September Eidgenössische Volksabstimmung
29. September Delegiertenversammlung in Baselland
25. November Eidgenössische Volksabstimmung
26. Nov. bis 14. Dez. Wintersession

Bitte retournieren Sie die Umfrage
auf folgenden Wegen:

Per Post:
FDP.Die Liberalen
Michael Schoy
Neuengasse 20, Postfach
3001 Bern

Per E-Mail an:
schoy@fdp.ch

Nehmen Sie bequem online
an der Umfrage teil auf:
www.fdp.ch/freisinnumfrage
oder scannen Sie den Code:

Vielen Dan

f ge

Immer auf dem Laufenden!
Die FDP kommuniziert vermehrt

digital per E-Mail. Tragen Sie IhreMail-Adresse unterwww.fdp.ch/newsletterein. Damit helfen Sie uns,effizient und umfassendzu informieren.Danke für Ihre Mithilfe!



NEIN
ZU INTERNET-SPERREN

NEIN
ZUM GELDSPIELGESETZ

In der Schweiz INTERNET-ZENSUR ein-
führen umCasino-Gewinne zu schützen?

In Zukunft soll das Internet zensuriert werden – nur um die
Casinos und deren Gewinne zu schützen – statt die Spiel-
süchtigen. Internet-Sperren sind illegal einfach zu umge-
hen, was zu einem regen Geldspiel-Schwarzmarkt führen
wird. So entgehen künftig Steuereinnahmen für die AHV.

Das Gesetz löst also keine Probleme, sondern schafft nur
neue, gössere. Wir fordern deshalb ein besseres Gesetz.
Darum: NEIN zu Internet-Zensur, NEIN zu unfairem Protek-
tionismus, NEIN zu ungenügendem Spielerschutz und NEIN
zum irrigen Geldspielgesetz. Infos auf gsg-nein.ch

gsg-nein.ch
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